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Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes „Spetze„

 Präambel

Auf Grundlage der §§ 6 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) 
vom 09.10.1992 (GVBl. LSA S. 730) in der derzeit geltenden Fassung i. V. m. den Vor-
schriften der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der Neufassung 
vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383) sowie § 4 des Gesetzes über die Verbandsgemeinde 
in Sachsen-Anhalt (VerbGemG LSA) vom 14.02.2008 (GVBl. LSA S. 40) geändert durch 
Artikel 9 des Gesetzes vom 26.05.2009 (GVBl. LSA S. 238) hat die Verbandsversammlung 
des Abwasserzweckverbandes „Spetze“ in ihrer Sitzung am 30.11.2009 folgende Verbands-
satzung beschlossen:

§ 1 Rechtsnatur, Name, Sitz, Siegel

(1)  Der Abwasserzweckverband - nachfolgend AZV - ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts mit Dienstherrenfähigkeit.

(2)  Der AZV führt den Namen „Abwasserzweckverband Spetze“ und hat seinen Sitz in der 
Verbandsgemeinde Flechtingen, Mitgliedsgemeinde Flechtingen, Ortsteil Behnsdorf.

(3) Das Verbandsgebiet des AZV umfasst die Gebiete der Verbandsmitglieder.
(4) Der AZV führt ein Dienstsiegel mit seinem Namen.

§ 2 Verbandsmitglieder

(1) Verbandsmitglieder sind:
Verbandsgemeinde Flechtingen für die Mitgliedsgemeinde Calvörde (örtlich begrenzt auf 
die Ortsteile Grauingen und Wegenstedt) sowie für die Mitgliedsgemeinde Flechtingen 
(örtlich begrenzt auf die Ortsteile Flechtingen und Böddensell) und die Einheitsgemeinde 
Stadt Oebisfelde-Weferlingen für die Ortsteile Bösdorf, Eickendorf, Kathendorf, Etingen 
und Rätzlingen.
(2) Die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder ist zulässig und erfolgt durch Beschluss der 
Verbandsversammlung und entsprechender Änderung des Absatzes 1.

§ 3 Aufgaben des Verbandes

(1) Der AZV hat im Gebiet seiner Verbandsmitglieder folgende Aufgaben:
 1. die Schmutzwasserbeseitigung im Gebiet aller Verbandsmitglieder,
 2.  die Niederschlagswasserbeseitigung von privaten Grundstücken in der Verbandsge-

meinde Flechtingen, Mitgliedsgemeinde Flechtingen, Ortsteil Böddensell
(2) Der AZV hat insbesondere
 1. die Aufgaben
  a)  die hierzu erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtungen zu planen, zu er-

richten, zu übernehmen, zu erneuern, zu betreiben, zu unterhalten und zu verwal-
ten sowie

  b)  alle für die Erfüllung seiner Aufgaben sonst notwendigen Maßnahmen durchzu-
führen,

  c) den anfallenden Schlamm der Kleinkläranlagen zu beseitigen,
	 	 d)	 	das	 in	 abflusslosen	 Sammelgruben	 gesammelte	 Schmutzwasser	 zu	 beseitigen	

und 
 2.  alle hiermit verbundenen Befugnisse, einschließlich der Befugnis zum Erlass von 

Satzungen, Verordnungen und sonstigen Regelungen, auszuüben.
(3)  Der AZV kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben Dritter bedienen.
(4)  Der AZV kann nach Maßgabe der kommunalrechtlichen Vorschriften Unternehmen in 

Privatrechtsform unterhalten, errichten, übernehmen, wesentlich erweitern oder sich 
daran beteiligen.

§ 4 Pflichten der Verbandsmitglieder

(1)	 	Die	Verbandsmitglieder	sind	verpflichtet,	dem	AZV	die	Nutzung	ihrer	öffentlichen	Stra-
ßen, Wege, Plätze und sonstiger Grundstücke zur Verlegung von Abwasserleitungen und 
den dazugehörigen und sonstigen Anlagen unentgeltlich zu gestatten oder zur Erfüllung 
seiner Aufgaben zur Verfügung zu stellen. Der AZV hat darüber mit seinen Verbands-
mitgliedern entsprechende Verträge abzuschließen.

(2)  Die Verbandsmitglieder melden dem AZV rechtzeitig die von ihnen geplanten Maßnah-
men, die Folgen für die Aufgabe Abwasserbeseitigung nach sich ziehen, und stimmen 
die Realisierbarkeit mit dem AZV ab.

§ 5 Organe des Verbandes

Organe des AZV sind die Verbandsversammlung und der Verbandsgeschäftsführer.

§ 6 Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung ist das Hauptorgan und besteht aus je einem Vertreter der 
Verbandsmitglieder. Der Verbandsgeschäftsführer gehört der Verbandsversammlung 
mit beratener Stimme an.

(2)  Die Verbandsmitglieder wählen je einen Verbandsvertreter in die Verbandsversamm-
lung. Für jeden Verbandsvertreter wird ein Stellvertreter gewählt, der den Verbandsver-
treter im Falle seiner Verhinderung vertritt. Für sie gelten die Bestimmungen, die für 
die Verbandsvertreter gelten, analog. Die Verbandsvertreter sind an Beschlüsse des sie 
entsendenden Verbandsmitgliedes nicht gebunden.

(3)  Die Verbandsmitglieder sollen dem AZV schriftlich die gewählten Verbandsvertreter 
unverzüglich namentlich unter Beifügung geeigneter Nachweise über ihre Wahl bzw. 
Abwahl mitteilen.

(4) In der Verbandsversammlung hat jedes Verbandsmitglied eine Stimme.
(5)  Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden der Verbandsver-

sammlung und einen Stellvertreter. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung leitet 
die Sitzungen der Verbandsversammlung. Er ist ehrenamtlich tätig. Er bleibt bis zur 
Wahl eines neuen Vorsitzenden im Amt.

§ 7 Aufgaben der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung entscheidet alle Angelegenheiten des AZV, soweit nicht dem 
Verbandsgeschäftsführer bestimmte Angelegenheiten zur Entscheidung kraft Gesetz 
oder kraft Satzung übertragen sind.

(2) Die Verbandsversammlung ist insbesondere ausschließlich zuständig für:
 1.  den Erlass und die Änderung der Verbandssatzung und die Beschlussfassung über 

die	Auflösung	des	Verbandes,
 2.  die Festlegung der Bedingungen für und über die Aufnahme und das Ausscheiden 

von Verbandsmitgliedern,
 3.  die Wahl und Abwahl des Vorsitzenden der Verbandsversammlung sowie dessen 

Vertreter, die Wahl und Abwahl des Verbandsgeschäftsführers,
 4. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen des Verbandes,
 5. die Geschäftsordnung,
 6.  den Erlass und die Änderung des Wirtschaftsplanes einschließlich des Stellenplanes, 

der Finanzplanung mit Investitionsprogramm, die Festsetzung der Verbandsumlage 
sowie die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben, soweit diese ei-
nen Wert von 50.000 EUR überschreiten,

 7.  die Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Entlastung des Verbandsgeschäfts-
führers,

 8.  die Verwendung des Jahresgewinnes oder die Behandlung des Jahresverlustes,
 9. die Stellungnahme zum Prüfungsergebnis der überörtlichen Prüfung,
 10. die Festsetzung von allgemein geltenden Abgaben und privatrechtlichen Entgelten,
 11.  die Verfügung über Vermögen des AZV, Veräußerung oder die Belastung von Grund-

stücken, Schenkungen und Darlehen des AZV, soweit eine Wertgrenze von 20.000 
EUR überschritten wird,

 12.  die Verpachtung von Unternehmen und sonstigen Einrichtungen des AZV und sol-
chen, an denen der AZV beteiligt ist, sowie die Übertragung der Betriebsführung 
dieser Unternehmen und Einrichtungen auf Dritte,

 13.  die Errichtung, Übernahme, wesentliche Erweiterung bzw. Einschränkung oder Auf-
lösung von Betrieben und Einrichtungen des AZV, die Beteiligungen an privatrecht-
lichen Unternehmen sowie die Umwandlung der Rechtsform von Betrieben und 
Einrichtungen des AZV,

 14.  die Aufnahme von Krediten, die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss 
von Gewährsverträgen, die Bestellung sonstiger Sicherheiten sowie wirtschaftlich 
gleichzustellender Rechtsgeschäfte,

 15.  Verträge des AZV mit Verbandsmitgliedern, Verbandsvertretern und ihren Stellver-
tretern sowie dem Verbandsgeschäftsführer und seinem Stellvertreter, es sei denn, 
dass es sich um Verträge aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung handelt,

 16.  die Bestimmung des Namens, einer besonderen Bezeichnung und des Dienstsiegels 
des AZV,

 17.  den Verzicht auf Ansprüche des AZV und den Abschluss von Vergleichen, soweit 
eine Wertgrenze von 20.000 EUR überschritten wird,

 18.  Rechtsgeschäfte mit Dritten, soweit diese eine Wertgrenze von 20.000 EUR über-
schreiten,

 19.  Vergaben, welche in einem förmlichen Ausschreibungsverfahren nach VOB, VOF 
oder VOL durchgeführt werden und eine Wertgrenze von 50.000 EUR überschrei-
ten,

 20.  die Führung von Rechtsstreitigkeiten von erheblicher Bedeutung, mit Aufsichtsbe-
hörden, oder wenn sie eine Wertgrenze von 30.000 EUR überschreiten,

 21.  sonstige Angelegenheiten, die aufgrund gesetzlicher oder Vorschriften dieser Sat-
zung von der Verbandsversammlung zu entscheiden sind.

§ 8 Einberufung der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung sollte mindestens einmal im Vierteljahr einberufen werden. 
Sie muss unverzüglich einberufen werden, wenn ein Viertel der Verbandsvertreter dies 
unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes verlangt. Auf Antrag eines Viertels der 
Verbandsvertreter ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der 
übernächsten Sitzung der Verbandsversammlung zu setzen. Die Sätze 2 und 3 gelten 
nicht, wenn die Verbandsversammlung den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb 
der letzten sechs Monate bereits verhandelt hat. Die Verhandlungsgegenstände müssen 
zum Aufgabenbereich der Verbandsversammlung gehören.

(2)  Die Verbandsversammlung wird vom Vorsitzenden der Verbandsversammlung im Ein-
vernehmen mit dem Verbandsgeschäftsführer einberufen. Die Einberufung hat schrift-
lich in angemessener Frist, mindestens jedoch eine Woche vor der Sitzung zu erfolgen. 
In Notfällen kann die Verbandsversammlung ohne Frist formlos und nur unter Angabe 
der Verhandlungsgegenstände einberufen werden.

(3)  Die Einberufung erfolgt unter Mitteilung der Verhandlungsgegenstände; die Tagesord-
nung und die für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen sind beizufügen. Von der 
Mitteilung und Beifügung ist abzusehen, wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner entgegenstehen.

§ 9 Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung, Abstimmungen, Wahlen

(1)  Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einberu-
fung mehr als die Hälfte der Verbandsvertreter anwesend und mehr als die Hälfte der 
satzungsmäßigen Stimmen vertreten sind oder wenn alle Verbandsvertreter anwesend 
sind und keiner eine Verletzung der Vorschriften über die Einberufung rügt.

(2)  Der Vorsitzende der Verbandsversammlung stellt die Beschlussfähigkeit der Verbands-
versammlung zu Beginn der Sitzung fest. Die Verbandsversammlung gilt danach, auch 
wenn sich die Zahl der Verbandsvertreter im Laufe der Versammlung verringert, als be-
schlussfähig, solange nicht ein Verbandsvertreter Beschlussunfähigkeit geltend macht. 
Dabei zählt der Verbandsvertreter, der die Beschlussunfähigkeit geltend macht, als an-
wesend.

(3)  Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird die 
Verbandsversammlung zur Verhandlung über den gleichen Gegenstand zum zweiten 
Mal einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Verbandsver-
treter beschlussfähig, wenn in der Ladung zur zweiten Sitzung ausdrücklich hierauf 
hingewiesen wurde.

(4)  Die Verbandsversammlung entscheidet durch Abstimmungen und Wahlen.
(5)  Abstimmungen erfolgen offen. Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden Beschlüsse 

mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Beschlussvorschlag oder ein Antrag als abgelehnt.

(6)  Änderungen, die den Mitgliederbestand des AZV (Beitritt eines weiteren Verbandsmit-
glieds, Ausschluss oder Austritt eines Verbandsmitglieds) sowie den Bestand des AZV 
(Auflösung)	betreffen,	bedürfen	einer	Mehrheit	von	mindestens	zwei	Dritteln	der	sat-
zungsmäßigen Stimmen der Verbandsversammlung und der Mehrheit der Verbandsmit-
glieder.

(7)  Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewählt werden, 
wenn kein Verbandsvertreter widerspricht. Gewählt ist die Person, für die die Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Verbandsvertreter abgegeben worden 
ist.	Wird	diese	Mehrheit	nicht	erreicht,	so	findet	ein	zweiter	Wahlgang	statt.	Im	zweiten	
Wahlgang ist die Person gewählt, für die die meisten Stimmen abgegeben worden sind. 
Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, entscheidet das Los, das der Vor-
sitzende der Verbandsversammlung zu ziehen hat.

§ 10 Öffentlichkeit der Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich.
(2)  Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte In-

teressen Einzelner dies erfordern. Über Gegenstände, bei denen diese Voraussetzungen 
vorliegen, muss nichtöffentlich verhandelt werden. In nichtöffentlicher Sitzung gefasste 
Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, wenn dies ungeeignet 
ist, in der nächsten öffentlichen Sitzung der Verbandsversammlung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenste-
hen.

(3)  Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbandsversammlungen sind rechtzeitig 
gemäß § 19 Abs. 3 dieser Satzung bekannt zu geben.

(4)  Die Verbandsvertreter sowie deren Stellvertreter sind zur Verschwiegenheit über alle 
in	nichtöffentlicher	Sitzung	behandelten	Angelegenheiten	solange	verpflichtet,	wie	sie	
der	Verbandsgeschäftsführer	nicht	von	der	Schweigepflicht	befreit.	Dies	gilt	nicht	für	
Beschlüsse, soweit sie nach Absatz 2 Satz 3 bekannt gegeben worden sind.

§ 11 Niederschrift über Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)  Über jede Sitzung der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die 
Niederschrift muss mindestens die Zeit und den Ort der Sitzung, die Namen der Teil-
nehmer, die Tagesordnung, den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse und das Ergebnis 
der Abstimmungen und Wahlen enthalten. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung, 
der Verbandsgeschäftsführer und jeder Verbandsvertreter können verlangen, dass ihre 
Erklärungen in der Niederschrift festgehalten werden.

(2)  Die Niederschrift muss vom Vorsitzenden der Verbandsversammlung und vom Proto-
kollführer unterzeichnet werden. Sie soll innerhalb von 30 Tagen, spätestens zur näch-
sten Sitzung vorliegen.

(3) Über Einwendungen gegen die Niederschrift entscheidet die Verbandsversammlung.
(4)  Einwohnern der Verbandsmitglieder ist die Einsichtnahme in die Niederschriften über 

die öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung zu gestatten.

§ 12 Verbandsgeschäftsführer, Verwaltung des Zweckverbandes

(1)  Der Verband hat einen ehrenamtlichen Verbandsgeschäftsführer. Der Verbandsge-
schäftsführer vertritt den AZV. Er wird von der Verbandsversammlung für die Dauer 
von sieben Jahren gewählt und ist ehrenamtlich tätig. Eine mehrmalige Wiederwahl ist 
möglich.

(2)  Der Verbandsgeschäftsführer leitet die Verwaltung des Zweckverbandes, erledigt in 
eigener Verantwortung die Geschäfte der laufenden Verwaltung und entscheidet in 
Angelegenheiten, die ihm durch die Verbandssatzung oder durch Beschluss der Ver-
bandsversammlung zugewiesen sind. Er ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, höherer 
Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde der Bediensteten des AZV.

(3)  Auf Grund der bestehenden Zweckvereinbarung wird der Verbandsgeschäftsführer im 
Verhinderungsfall durch den Verbandsgeschäftsführer des Abwasserzweckverbandes 
„Aller-Ohre“ vertreten.

§ 13 Aufgaben des Verbandsgeschäftsführers

(1)  Der Verbandsgeschäftsführer ist für die Vorbereitung der Beschlüsse der Verbandsver-
sammlung sowie deren Vollzug verantwortlich.

(2)  Der Verbandsgeschäftsführer ist für die sachgemäße Erledigung der Aufgaben des AZV 
verantwortlich und regelt die innere Organisation der Verwaltung. Zu den Geschäften 
der laufenden Verwaltung gehören insbesondere:

 - Erlass von Verwaltungsakten auf Grund von Gesetzen und Satzungen,
 - Vereinbarungen mit Straßenbaulastträgern,
 - Umschuldung von Krediten beim Auslaufen der Zinsbindung,
 - Gestattungsverträge,
 -  Führung von Rechtstreitigkeiten bis zu einer Wertgrenze von 30.000 EUR pro Ein-

zelfall, es sei denn, der Rechtsstreit hat erhebliche Bedeutung,
 -  Vergaben nach VOB, VOL und VOF bis zu einer Wertgrenze von 50.000 EUR. Bei 

außer- und überplanmäßigen Ausgaben beträgt die Grenze 50.000 EUR,
 -  die Verfügung über Vermögen des AZV, Veräußerung oder die Belastung von Grund-

stücken, Schenkungen und Darlehen des AZV, unterhalb der Wertgrenze von 20.000 
EUR,

 -  den Verzicht auf Ansprüche des AZV und den Abschluss von Vergleichen bis zu 
einer Wertgrenze von 20.000 EUR,

 - Rechtsgeschäfte mit Dritten bis zu einer Wertgrenze von 20.000 EUR.
(3) I n dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung auch nicht bis zu einer ohne Frist 

und formlos einberufenen Sitzung der Verbandsversammlung aufgeschoben werden 
kann, entscheidet der Verbandsgeschäftsführer an Stelle der Verbandsversammlung. 
Die Gründe für die Eilentscheidung sowie die Erledigung sind den Verbandsvertretern 
unverzüglich mitzuteilen. Diese Angelegenheit ist in die Tagesordnung der nächsten 
Sitzung aufzunehmen.

(4)  Der Verbandsgeschäftsführer entscheidet diejenigen Angelegenheiten für die er kraft 
Gesetz zuständig ist und die ihm durch die Verbandssatzung bzw. per Beschluss der 
Verbandsversammlung zugewiesen sind.

§ 14 Auslagenersatz, Verdienstausfall, Aufwandsentschädigung

Die Verbandsvertreter, der Verbandsgeschäftsführer sowie der Vorsitzende der Verbandsver-
sammlung und deren Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz 
ihrer Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Das Nähere wird durch die Entschädigungssat-
zung geregelt.

§ 15 Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1)  Für den AZV gelten die Vorschriften über die Wirtschaftsführung und das Rechnungs-
wesen der Eigenbetriebe entsprechend.

(2)  Für die örtliche Prüfung ist das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Börde zustän-
dig. Die überörtliche Prüfung obliegt dem Landesrechnungshof.

§ 16 Finanzbedarf

(1)  Zur Deckung seines Finanzbedarfes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung sowie als Gegenleistung für die Inanspruchnahme seiner 
Einrichtungen erhebt der AZV Abgaben aufgrund von Satzungen.

(2)  Der AZV erhebt eine allgemeine Umlage, wenn die Erträge einschließlich der besonde-
ren Umlagen die Aufwendungen nicht decken. Der AZV erhebt besondere Umlagen, die 
nach den Aufgabenbereichen Schmutz- und Niederschlagswasser differenziert werden.

(3)  Die Umlagenhöhe und dessen Verteilung auf die Verbandsmitglieder werden im Wirt-
schaftsplan des AZV festgesetzt.

(4)  Die Höhe der vom einzelnen Verbandsmitglied zu tragenden Umlage bemisst sich nach 
dem Verhältnis der Einwohnerzahl des Verbandsmitgliedes, für die der AZV Aufgaben-
träger ist, zu der Gesamteinwohnerzahl des AZV. Es ist die Einwohnerzahl maßgeblich, 
die das Landesamt für Statistik zum 31.12. des vorletzten Jahres ermittelt hat.

§ 17 Auflösung des Verbandes, Ausschluss von Verbandsmitgliedern und Austritt

(1)  Der AZV kann aufgelöst werden, wenn die Verbandsaufgaben entfallen sind oder durch 
den AZV nicht mehr zweckmäßig erfüllt werden können oder der Fortbestand aus ande-
ren Gründen des öffentlichen Wohls nicht länger erforderlich ist.

(2)	 		Im	Fall	der	Auflösung	des	AZV	findet	eine	Abwicklung	statt.	Hierzu	wählt	die	Ver-
bandsversammlung drei Beauftragte. Die Vermögensauseinandersetzung ist in einem 
Auseinandersetzungsvertrag zu regeln. Dieser soll sich - wenn sich die Verbands-
mitglieder nicht anders einigen - an folgenden Grundsätzen orientieren. Die Anlagen 
werden den Verbandsmitgliedern übereignet, auf deren Gebiet sie liegen. Die Anlagen, 
die von mehreren Verbandsmitgliedern gemeinsam genutzt werden, werden - soweit 
rechtlich möglich - anteilig in dem Verhältnis der Nutzung übertragen. Das danach 
verbleibende Vermögen und die Verbindlichkeiten sind von den Verbandsmitgliedern 
im gleichen Verhältnis zu übernehmen, in dem das Anlagevermögen übertragen wird. 
Das Gleiche gilt für den Besoldungs-, Vergütungs- und Versorgungsaufwand. Die Auf-
lösung ist vom AZV unter Aufforderung der Gläubiger zur Anmeldung ihrer Ansprüche 
öffentlich	bekannt	zu	machen.	Der	AZV	gilt	nach	seiner	Auflösung	als	fortbestehend,	
soweit der Zweck der Abwicklung es erfordert. Soweit mehrere Verbandsmitglieder 
nach	der	Auflösung	Anlagen	gemeinsam	nutzen,	haben	sie	die	gemeinsame	Nutzung	zu	
regeln.

(3)  Im Falle von nachhaltigem verbandsschädlichem Verhalten kann ein Ausschluss einzel-
ner Mitglieder aus dem AZV erfolgen. Das ausgeschlossene Mitglied hat entsprechend 
den	Regelungen	über	die	Auflösung	des	AZV	einen	entsprechenden	Anteil	am	Vermö-
gen und an den Schulden des AZV zu übernehmen.

(4)  Die Kündigung (Austritt eines Verbandsmitgliedes) ist zum Schluss eines Geschäfts-
jahres zulässig. Die Kündigungsfrist beträgt 2 Jahre zum Ende des Geschäftsjahres. Die 
Kündigung bedarf eines Beschlusses der Vertretungskörperschaft des Mitgliedes. § 17 
Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5)  Ein Verbandsmitglied kann die Mitgliedschaft im AZV jederzeit aus wichtigem Grund 
kündigen. Ein wichtiger Grund soll dann vorliegen, wenn dem kündigenden Verbands-
mitglied unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung 
der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung der Mitgliedschaft nicht zugemutet wer-
den kann. Ein wichtiger Grund in diesem Sinne könnte z. B. vorliegen, wenn die Entsor-
gungsaufgaben für das kündigende Verbandsmitglied durch den AZV ohne zureichen-
den Grund vernachlässigt werden.

(6)	 	Die	Auflösung	des	AZV	oder	der	Ausschluss	oder	der	Austritt	eines	Verbandsmitgliedes	
bedarf	der	Genehmigung	der	Kommunalaufsichtsbehörde.	Die	Auflösung	ist	öffentlich	
bekannt zu machen.

§ 18 Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form.

§ 19 Bekanntmachungen

(1)  Soweit Rechtsvorschriften keine besonderen Regelungen treffen, erfolgen die gesetz-
lich erforderlichen Bekanntmachungen - mit Ausnahme der Bekanntmachung von Zeit, 
Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbandsversammlung (siehe Absatz 3) - unter 
der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ in der WAZ regional Wasser-Abwasser-Zei-
tung, Ausgabe Flechtingen.

(2)  Wirtschaftspläne werden mit ihren wesentlichen Festsetzungen sowie den erforderli-
chen Genehmigungen der Kommunalaufsichtsbehörde ebenfalls nach den Vorgaben in 
Absatz 1 bekannt gemacht. Wesentliche Festsetzungen sind:

 -  die Gesamtbeträge der Erträge und Aufwendungen des Erfolgsplanes,
 - die Gesamtbeträge der Einnahmen und Ausgaben des Vermögensplanes,
 -  die vorgesehene Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-

nahmen (Kreditermächtigung),
	 -	 	die	 vorgesehene	 Ermächtigung	 zum	 Eingehen	 von	 Verpflichtungen,	 die	 künftige	

Wirtschaftsjahre mit Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen	belasten	(Verpflichtungsermächtigungen),

 - der Höchstbetrag der Kassenkredite,
 -  der Umlagebedarf, dessen Verteilungsschlüssel und den auf jedes Verbandsmitglied 

entfallenden Umlageanteil.
(3)  Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbandsver-

sammlung erfolgen in der „Haldensleber Volksstimme, Teil: Haldensleber Rundschau“.
(4) Im Übrigen erfolgen Bekanntmachungen ortsüblich.
(5)  Eignen sich bekannt zu machende Unterlagen auf Grund ihrer Beschaffenheit (z. B. 

Pläne, Karten und Zeichnungen u. ä.) nicht zur Bekanntmachung nach Absatz 1, so wird 
deren Bekanntmachung durch Auslegung in der Geschäftsstelle des Abwasserverban-
des „Spetze“, Weferlinger Str. 17, 39356 Behnsdorf, ersetzt. Die Dauer der Auslegung 
beträgt 3 Wochen, sofern nicht Rechtsvorschriften einen anderen Zeitraum bestimmen. 
Auf die Auslegung wird unter Angabe des Ortes und der Dauer der Auslegung unter 
der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ in der WAZ regional Wasser-Abwasser-Zei-
tung, Ausgabe Flechtingen, hingewiesen.

§ 20 Schlussbestimmung und Inkrafttreten

(1)  Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, gelten die allgemeinen kommunalrecht-
lichen Bestimmungen des Landes Sachsen-Anhalt in der jeweils gültigen Fassung sinn-
gemäß.

(2)  Diese Satzung tritt zum 01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung des 
AZV „Spetze“ vom 07.11.2005 in Fassung der 3. Änderung vom 17.09.2007 außer Kraft.

Behnsdorf, den 30.11.2009

gez. Reinecke (Siegel)
Verbandsgeschäftsführer

Landkreis Börde
Der Landrat

Genehmigungsverfügung

I.  Hiermit genehmige ich die am 30.11.2009 von der Verbandsversammlung des Abwas-
serzweckverbandes „Spetze“ beschlossene Neufassung der Verbandssatzung.

II. Kosten für diese Verfügung werden nicht erhoben.



Amtsblatt für den Landkreis Börde
3. Jahrgang           23. 12. 2009 Nr. 75/2

Begründung: 
zu I.) Gemäß § 14 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG LSA) 
vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
26.05.2009 (GVBl. LSA S. 238), bedürfen Änderungen, die den Bestand an Aufgaben des 
Zweckverbandes oder die Grundlagen für die Bemessung der Verbandsumlage betreffen, 
der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde.
Im vorliegenden Fall hat die Verbandsversammlung des Abwasserzweckverbandes „Spetze“ 
am 30.11.2009 mit Beschluss Nr. 06/2009 die Verbandssatzung an Artikel 1 des Zweiten 
Gesetzes zur Fortentwicklung des Kommunalverfassungsrechts vom 26.05.2009 angepasst 
und die Grundlagen für die Bemessung der Verbandsumlage geändert. 
Mit Schreiben vom 01.12.2009, hier eingegangen am 02.12.2009, beantragte der Abwasser-
zweckverband „Spetze“ die Genehmigung der Neufassung der Verbandssatzung.
Der Erlass oder die Änderung einer Verbandssatzung bedürfen gemäß § 16 Abs. 1 GKG 
LSA i. V. m. § 7 Abs. 2 GO LSA der Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmen der Ver-
bandsversammlung und der Mehrheit der Verbandsmitglieder. Die vorliegende Neufassung 
der Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes „Spetze“ wurde mit den erforderlichen 
Mehrheiten beschlossen. Im Ergebnis der formellen und materiellen Prüfung wird festge-
stellt, dass die Verbandssatzung nicht gegen geltendes Recht verstößt und die in § 8 Abs. 2 
GKG	LSA	geforderten	Pflichtbestandteile	enthält.	Somit	war	die	Genehmigung	zu	erteilen.

zu II.) Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 Verwaltungskostengesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA). Danach kann ganz oder teilweise von der Erhebung einer 
Gebühr abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht.

Rechtsbehelfsbelehrung: Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis Börde, Geri-
kestraße 104, 39340 Haldensleben, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Haldensleben, 08.12.2009

Im Auftrage

gez. Wendt (Siegel)
Sachgebietsleiterin

Verbandssatzung des
Wolmirstedter Wasser- und Abwasserzweckverbandes

Auf der Grundlage der §§ 2, 6, 7, 8, 9 und 14 des Gesetzes über kommunale Gemein-
schaftsarbeit, neugefasst und bekannt gemacht am 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 26.05.2009 (GVBl. LSA S. 238), den §§ 151, 157 und 157 b 
des Wassergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 12.04.2006 (GVBl. LSA S. 248), und 
den §§ 6, 8, 44 und 91 der Gemeindeordnung des Landes Sachsen-Anhalt (GO-LSA) vom 
05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568), hat die Verbandsversammlung des Wolmirstedter Wasser 
-und Abwasserzweckverbandes in ihrer Verbandsversammlung am 16. November 2009 die 
nachfolgende Neufassung ihrer Verbandssatzung beschlossen.

§ 1. Name, Sitz, Mitglieder

(1) Der Verband ist ein Zweckverband nach § 7 GKG und führt den Namen  
„Wolmirstedter Wasser- und Abwasserzweckverband“ (WWAZ)

(2) Der Verband hat seinen Sitz in Wolmirstedt, Landkreis Börde.
(3)  Verbandsmitglieder sind die im Mitgliederverzeichnis (Anlage 1) aufgeführten Gemein-

den. Die Anlage ist Bestandteil der Satzung.
(4)  Treten Mitgliedsgemeinden aus dem Verband aus oder wird die Mitgliedschaft auf ande-

re Weise beendet, so wird hierdurch nicht das Recht der Gemeinden berührt, am Erlass 
von Satzungen abstimmend mitzuwirken, wenn diese den Zeitraum der Mitgliedschaft 
erfassen. Der Stimmenanteil entspricht dann dem der bis zum Zeitpunkt des Austritts 
geltenden Anlage zur Verbandssatzung. Der WWAZ behält die Abgabenhoheit für Ge-
bühren und Beitragsansprüche, die bis zum Austritt der Gemeinde sachlich entstanden 
sind. Dies gilt auch für den Fall des Erlasses von rückwirkenden Abgabensatzungen.

(5)  Das Verbandsgebiet umfasst die Gebiete der Verbandsmitglieder gemäß Anlage 1. So-
weit das Gemeindegebiet aus mehreren Ortsteilen besteht, gehört nur das Gemeindege-
biet zum Verbandsgebiet, dessen Ortsteile in der Anlage 1 aufgeführt sind. 

(6)  Der Verband führt ein Dienstsiegel. Das Siegel ist kreisrund und zeigt das Wappen der 
Stadt Wolmirstedt mit der Umschrift „Wolmirstedter Wasser- und Abwasserzweckver-
band“.

§ 2. Grundlagen der Aufgabenerfüllung

(1)  Der Verband erfüllt in seinem Gebiet die Aufgabe der Trinkwasserversorgung und die 
der Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung im Sinne des Wassergesetzes (Ab-
wasser). Aus der Anlage 1 ergibt sich, welche Gemeinde inwieweit die Aufgabenerfül-
lung im Sine von Satz 1 auf den WWAZ übertragen hat. Zur Erfüllung dieser Aufgabe 
gehören insbesondere die Herstellung, Beschaffung, Übernahme, Erweiterung, Verbes-
serung, Unterhaltung und Betrieb der erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtun-
gen. Anschluss und Benutzung werden öffentlich-rechtlich durch Satzung geregelt. 

(2)  Der Verband hat die Anlagen nach wirtschaftlichen Grundsätzen zu planen, zu errichten, 
zu erwerben und zu betreiben. Der Verband erledigt die von ihm wahrgenommenen 
Aufgaben ohne Gewinnerzielungsabsicht. Soweit der Verband Anlagen erwirbt, ist er 
zur	Zahlung	eines	Entgeltes	nur	verpflichtet,	wenn	sich	dieser	Anspruch	aus	dem	Bür-
gerlichen Gesetzbuch ergibt.

(3)  Der Verband ist berechtigt, Aufgaben von anderen kommunalen Körperschaften zu 
übernehmen

(4)  Der Verband kann für Gemeinden und Verbände auch außerhalb des Verbandsgebietes 
Leistungen übernehmen, die denen entsprechen, die ihm von den Mitgliedsgemeinden 
übertragen wurden oder artverwandt sind, soweit hierdurch die Aufgabenerfüllung des 
Verbandes nicht gefährdet wird. Er kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben auch Dritter 
bedienen. 

§ 3. Organe

Organe des Verbandes sind die Verbandsversammlung und der Verbandsgeschäftsführer.

§ 4. Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung besteht aus je einem Vertreter der Verbandsmitglieder. Für 
jeden Vertreter sind zwei Stellvertreter zu bestimmen. 

(2)  Die Vertreter der Verbandsmitglieder für die Verbandsversammlung sind dem Verband 
schriftlich innerhalb einer Frist von einem Monat nach seiner Bestimmung durch den 
Gemeinderat bekannt zu geben.

(3)  Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Verbands-
mitglieder und mehr als die Hälfte der satzungsmäßigen Stimmen vertreten sind.

(4)  Jedes Verbandsmitglied hat je angefangene 1.000 Einwohner eine Stimme. Die Stim-
men können nur einheitlich abgegeben werden. Maßgebend ist die Einwohnerzahl des 
Gebietes, mit der die Gemeinde zum Verband gehört. Ausschlaggebend ist der Stand, 
den das Landesamt für Statistik für den 31. Dezember des vorletzten Jahres, das der 
konstituierenden Sitzung vorausgegangen ist, ermittelt hat. Die insofern maßgebliche 
Stimmenzahl bleibt für die Wahlperiode gleich. 

(5)  Der Verbandsgeschäftsführer ist Mitglied der Verbandsversammlung mit beratender 
Stimme, Näheres regelt die Geschäftsordnung.

(6)  Die Verbandsversammlung wählt nach Inkrafttreten dieser Satzung unter Leitung des 
an Lebensjahren ältesten, nicht kandidierenden Mitglieds aus ihrer Mitte einen Vor-
sitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden der Verbandsversammlung. Der 
Vorsitzende der Verbandsversammlung leitet die Verbandsversammlung. Er ernennt 
den Verbandsgeschäftsführer sowie dessen Stellvertreter und unterzeichnet den Anstel-
lungsvertrag des Geschäftsführers. Weitere Befugnisse, insbesondere im Außenverhält-
nis, stehen ihm nicht zu.

(7)  Der Vorsitzende der Verbandsversammlung kann mit der Mehrheit der anwesenden 
stimmberechtigten Mitglieder der Verbandsversammlung abgewählt werden. Eine 
Nachwahl	hat	unverzüglich	stattzufinden.

§ 5. Aufgaben der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung entscheidet im Einzelfall über
 1. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von Satzungen,
 2. den Erlass, die Änderung und Aufhebung der Geschäftsordnung,
 3. die Wahl und Abwahl des Verbandsgeschäftsführers und seines Stellvertreters,
 4.  den Erlass und die Änderung des Wirtschaftsplanes und erteilt die Zustimmung zu 

Verpflichtungsermächtigungen,	
 5.  die Zustimmung zu über- und außerplanmäßigen Ausgaben, soweit sie den Betrag 

von	200.000	€	überschreiten,	
 6. die	Vergabe	von	Leistungs-	und	Lieferungsverträgen	ab	einen	Wert	von	über	200.000	€,
 7.  über die Feststellung des Jahresabschlusses mit dem Lagebericht, insbesondere über 

die Verwendung der Jahresgewinns oder -Verlustes und der Entlastung des Ver-
bandsgeschäftsführers,

 8. die Erhebung der Verbandsumlage,
 9  die Verfügung über Verbandsvermögen, Veräußerung, Erwerb oder Belastung von 

Grundstücken, Schenkungen und Darlehen des Verbandes, soweit sie den Betrag von 
100.000	€	überschreiten,	

 10.  die Aufnahme von Krediten, Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewähr-
verträgen, Bestellung sonstiger Sicherheiten sowie wirtschaftlich gleich zu achten-
der	Rechtsgeschäfte,	soweit	sie	den	Betrag	von	100.000	€	überschreiten,	

 11.  den Verzicht von Ansprüchen des Verbandes und den Abschluss von Vergleichen, 
soweit	sie	den	Betrag	von	100.000,00	€	übersteigen.

 12.  Verträge des Verbandes mit Verbandsvertretern sowie dem Verbandsgeschäftsführer, 
es sei denn, dass es sich um Verträge auf Grund einer förmlichen Ausschreibung 
oder um Geschäfte der laufenden Verwaltung handelt, deren Vermögenswert den 
Betrag	von	5.000	€	nicht	übersteigt,	

	 13.		die	Führung	von	Rechtsstreitigkeiten	mit	einem	Streitwert	von	über	250.000	€	sowie	
Rechtsstreitigkeiten gegen Aufsichtsbehörden mit Ausnahme von Rechtsmitteln.

	 14.		die	Aufnahme	und	das	Ausscheiden	von	Verbandsmitgliedern	sowie	die	Auflösung	
des Verbandes,

	 15.	die	Übernahme	von	Aufgaben,	für	die	keine	gesetzliche	Verpflichtung	besteht,
 16.  Angelegenheiten, über die Kraft des Gesetzes die Verbandsversammlung entschei-

det.
§ 6. Einberufung der Verbandsversammlung

Die Verbandsversammlung ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert. Die Ver-
bandsversammlung soll jedoch mindestens einmal im Vierteljahr einberufen werden. Die 
Verbandsversammlung ist unverzüglich einzuberufen, wenn ein Viertel der Mitglieder der 
Verbandsversammlung dies unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes beantragt. Die La-
dungsfrist beträgt 2 Wochen. Die Verbandsversammlung wird im Einvernehmen mit dem 
Verbandsgeschäftsführer schriftlich vom Vorsitzenden der Verbandsversammlung einberu-
fen. Näheres regelt die Geschäftsordnung.
 

§ 7. Wahlen

Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen, es kann offen abgestimmt wer-
den, wenn kein Verbandsmitglied widerspricht. Gewählt ist die Person, die die Mehrheit der 
Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Verbandsmitglieder erhält. Wird diese Mehr-
heit	nicht	erreicht,	findet	ein	zweiter	Wahlgang	statt.	In	diesem	ist	die	Person	gewählt,	für	
die die meisten Stimmen abgegeben worden sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das 
Los, das der Vorsitzende der Verbandsversammlung zu ziehen hat.
 

§ 8. Verbandsgeschäftsführer
 
(1)  Der Verbandsgeschäftsführer vertritt den Zweckverband. Er leitet die Verwaltung des 

Zweckverbandes, erledigt in eigener Verantwortung die Geschäfte der laufenden Ver-
waltung und entscheidet in Angelegenheiten, die ihm durch Verbandssatzung oder Be-
schluss der Verbandsversammlung zugewiesen sind. Der Verbandsgeschäftsführer ist 
Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, höherer Dienstvorgesetzter und oberste Dienstbehörde 
der Bediensteten des Zweckverbandes.

(2)  Der Verbandsgeschäftsführer und dessen Vertreter werden von der Verbandsversamm-
lung	gewählt.	Sie	sind	hauptberuflich	tätig.	Die	Vertretung	des	Verbandsgeschäftsfüh-
rers obliegt dessen Stellvertreter. Der Vertreter des Verbandsgeschäftsführers ist ein 
Angestellter aus der Verwaltung des Zweckverbandes, er muss mindestens über die 
Befähigung zum gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienst oder über einen den Anfor-
derungen des Zweckverbandes entsprechenden Fachhochschulabschluss verfügen.

(3)  Die vorzeitige Abwahl des Verbandsgeschäftsführers ist auf Antrag der Mehrheit der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung möglich; der Antrag bedarf 
der Begründung. Der Beschluss über die Abwahl darf frühestens vier Wochen nach An-
tragstellung erfolgen. Dem Verbandsgeschäftsführer ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Über den Antrag ist ohne Aussprache geheim abzustimmen. Der Beschluss 
über die Abwahl bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsgemäßen Stim-
menzahl der Verbandsversammlung.

(4)  Die Stelle des hauptamtlichen Verbandsgeschäftsführers ist öffentlich auszuschreiben; 
davon kann bei einer erneuten Bestellung durch Beschluss mit der Mehrheit der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung abgesehen werden.

§ 9. Aufgaben des Verbandsgeschäftsführers

(1)  Der Verbandsgeschäftsführer bereitet die Sitzungen des Verbandsauschusses und der 
Verbandsversammlungen vor.

(2)  In Angelegenheiten, die den Verbandsgeschäftsführer selbst betreffen, wird der Verband 
durch den stellvertretenden Verbandsgeschäftsführer vertreten.

(3)  Der Verbandsgeschäftsführer entscheidet diejenigen Angelegenheiten des Verbandes, 
die nicht gemäß dieser Satzung der Verbandsversammlung zur Entscheidung übertragen 
sind.

(4)  In dringenden Angelegenheiten der Verbandsversammlung, deren Erledigung auch nicht 
bis zu einer ohne Frist und formlos einberufenen Verbandsversammlung aufgeschoben 
werden kann, entscheidet der Verbandsgeschäftsführer anstelle der Verbandsversamm-
lung. Die Gründe für die Eilentscheidung und die Erledigung sind der Verbandsver-
sammlung unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Diese Angelegenheit ist in die Tages-
ordnung der nächsten Verbandsversammlung aufzunehmen.

(5)  Der Verbandsgeschäftsführer muss Beschlüssen der Verbandsversammlung widerspre-
chen, wenn er der Auffassung ist, dass diese gesetzwidrig sind. Er kann ihnen wider-
sprechen, wenn er der Auffassung ist, dass diese für den Verband nachteilig sind. Der 
Widerspruch muss binnen zwei Wochen schriftlich eingelegt und begründet werden. Er 
hat aufschiebende Wirkung. Über Widersprüche entscheidet die Verbandsversammlung 
durch Beschluss. Hilft sie einem Widerspruch nicht ab und ist die Sach- und Rechtslage 
nach Ansicht des Verbandsgeschäftsführer unverändert, hat er erneut zu widersprechen 
und unverzüglich die Entscheidung der Kommunalaufsichtsbehörde einzuholen. Un-
terlässt der Verbandsgeschäftsführer den Widerspruch gegen gesetzwidrige Beschlüsse 
vorsätzlich oder grob fahrlässig, hat er dem Verband den daraus entstehenden Schaden 
zu ersetzen.

§ 10. Amtszeit der Organe

(1)  Nach den Kommunalwahlen (Neuwahl der Gemeindevertreter) bestimmen die Mit-
gliedsgemeinden ihre neuen Verbandsvertreter. Einen Monat nach der konstituierenden 
Sitzung der Gemeindevertreter, sind dem Verband die neuen Verbandsvertreter schrift-
lich anzuzeigen. Danach wählt die Verbandsversammlung auf ihrer konstituierenden 
Sitzung den Vorsitzenden der Verbandsversammlung und  dessen Stellvertreter. 

(2)  Der Verbandsgeschäftsführer wird für die Dauer von 7 Jahren gewählt, eine mehrmalige 
Wiederwahl ist möglich.

§ 11. Aufwandsentschädigung und Auslagenersatz

Die Mitglieder der Verbandsversammlung sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf 
Entschädigung ihres Aufwands, auf Ersatz ihrer Auslagen und des Verdienstausfalls. Nähe-
res regelt eine Entschädigungssatzung.

§ 12. Wirtschaftsprüfung, örtliche Prüfung 

(1)  Für den Verband gelten die Vorschriften des Eigenbetriebsgesetzes vom 27.03.1997 
(GVBl LSA S. 446) in der Fassung des Artikel 4 des. 2. Gesetzes zur Fortentwicklung 
des Kommunalverfassungsrechts vom 26. Mail 2009 (GVBl. Nr. 9/2009) über die Wirt-
schaftsführung und das Rechnungswesen. Enthält der Wirtschaftsplan Kreditaufnahmen 
oder	Verpflichtungsermächtigungen,	bedürfen	diese	der	Genehmigung	durch	die	zustän-
dige Kommunalaufsichtsbehörde.

(2)	 	Auf	Unternehmen	und	Beteiligungen	des	Verbandes	finden	die	für	Gemeinden	gelten-
den Vorschriften Anwendung.

(3) Für die Prüfung ist das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Börde zuständig.

§ 13. Deckung des Finanzbedarfs

(1)  Der Verband erhebt von seinen Mitgliedern eine allgemeine Umlage, soweit die Erträge 
im Aufgabenbereich Trinkwasserversorgung die Aufwendungen nicht decken.

(2)  Der Verband erhebt von seinen Mitgliedern eine allgemeine Umlage, soweit die Erträge 
im Aufgabenbereich Schmutzwasserentsorgung die Aufwendungen nicht decken.

(3)  Der Verband erhebt von seinen Mitgliedern eine allgemeine Umlage, soweit die Erträ-
ge im Aufgabenbereich Niederschlagswasserbeseitigung einschließlich der besonderen 
Umlagen die Aufwendungen nicht decken.

(4)  Umlagegrundlage ist in den Fällen der Absätze und die Einwohnerzahl der Mitglieds-
gemeinden. Maßgebend ist die Einwohnerzahl, die das Landesamt für Statistik für den  
31. Dezember des vorletzten Jahres ermittelt hat, bezogen auf das Jahr, für das die Um-
lage erhoben wird. 

(5)  Umlagegrundlage ist im Fall des Absatzes die Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinden. 
Maßgebend ist die Einwohnerzahl, die das Landesamt für Statistik für den 31. Dezem-
ber des vorletzten Jahres ermittelt hat, bezogen auf das Jahr, für das die Umlage erhoben 
wird, sowie der Restbuchwert des vorhandenen Niederschlagswasseranlagevermögens 
(Straßen- und Grundstücksentwässerung). Hierbei werden die auszugleichende Dek-
kungslücke zu 75 nach dem Restbuchwert des Anlagevermögens und zu 25 nach den 
Einwohnern verteilt. 

(6)  Im Übrigen wird im Bereich Niederschlagswasser eine besondere Umlage 
 a)  für die Kapitalkosten (Zinsen und Abschreibung auf das Anlagevermögen insofern 

es der Straßenentwässerung dient) nach dem Belegenheitsprinzip erhoben. Umlage-
schlüssel ist der jeweilige Restbuchwert des Anlagevermögens, das der Straßenent-
wässerung dient, bei anteiliger Nutzung eine entsprechende Quote. 

 b)  für die Abwasserabgabe und Fremdwassereinleitung in Drittsysteme (nicht dem 
WWAZ	gehörige)	nach	dem	Ort,	in	dem	die	Einleitung	stattfindet	bzw.	aus	dem	das	
Fremdwasser herstammt.

(7)  Der Umlagebedarf wird im Wirtschaftsplan festgesetzt. Hierbei sind die Aufwendungen 
und Erträge aus dem Vorjahr gesondert darzustellen. Ergibt sich hieraus, dass die Um-
lage im Vorjahr zu hoch bemessen war, ist dieser Überschuss zu Gunsten der Gemeinde 
durch Verrechnung auszugleichen.

(8)  Die Umlagebeträge sind den Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Umlagebescheid 
mitzuteilen. Bei der Festsetzung der Umlagen ist der zu deckende Finanzbedarf und die 
Höhe des Umlagebetrages für das jeweilige Verbandsmitglied auszuweisen. 

(9)  Die Umlagen werden jeweils einen Monat nach Zustellung des Umlagebescheides fäl-
lig. Werden sie nicht rechtzeitig zum Fälligkeitszeitpunkt entrichtet, so haben die säu-
migen Verbandsmitglieder Verzugszinsen zu zahlen. Für die Berechnung der Höhe der 
Zinsen gilt die Abgabenordnung in der jeweiligen Fassung sinngemäß.

§ 14. Aufnahme oder Ausscheiden von Verbandsmitgliedern, Kündigung und Auflösung

(1)  Die Mitgliedschaft im Verband kann von einem Verbandsmitglied nur aus wichtigem 
Grund und nur mit einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres gekün-
digt werden. Ein wichtiger Grund liegt nur vor, wenn sich die Verhältnisse seit Beginn 
der Mitgliedschaft des kündigenden Verbandsmitgliedes im Verband so wesentlich ge-
ändert haben, dass unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter 
Abwägung der Interessen, sowohl des Verbandsmitgliedes als auch des Verbandes, die 
Fortsetzung der Mitgliedschaft nicht zuzumuten ist. Die Kündigung bedarf der Geneh-
migung durch die Kommunalaufsichtsbehörde.

(2)  Der Verband kann aufgelöst werden, wenn die Verbandsaufgaben entfallen sind oder 
durch den Verband nicht mehr zweckmäßig erfüllt werden können oder der Fortbestand 
des Verbandes aus anderen Gründen des öffentlichen Wohls nicht mehr erforderlich ist. 
Die	Auflösung	bedarf	der	Genehmigung	durch	die	Kommunalaufsichtsbehörde.

(3)  Für die Änderung der Verbandssatzung ist die Mehrheit der Stimmen und die Mehrheit 
der Verbandsmitglieder erforderlich. Betrifft die Änderung die Aufnahme neuer Ver-
bandsmitglieder	oder	das	Ausscheiden	eines	Verbandsmitgliedes	oder	die	Auflösung	des	
Verbandes, bedürfen die Beschlüsse einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der 
satzungsmäßigen Stimmen der Verbandsversammlung und der Mehrheit der Verbands-
mitglieder.

§ 15. Rechtsfolgen aus Kündigung, Wegfall, Auflösung

(1)  Im Falle des Ausscheidens eines Verbandsmitgliedes regeln die Beteiligten die Aus-
einandersetzung durch den Vertrag. Die Ausgestaltung dieses Vertrages erfolgt unter 
Berücksichtigung der in dem Runderlass des Ministeriums des Inneren des Landes 
Sachsen-Anhalt vom 10.10.1997 (veröffentlicht im Ministerialblatt des Landes Sach-
sen-Anhalt Nr. 49/1997, S. 1780 ff.), in seiner jeweiligen geltenden Fassung, genannten 
Grundsätze. Die Bediensteten des Verbandes sind unter Wahrung ihres Besitzstandes, 
einschließlich ihrer Versorgungsansprüche, unter den Verbandsmitgliedern unter Be-
rücksichtigung von Satz 1 zu verteilen. Etwaige Versorgungslasten, die sich aus der Ab-
wicklung des Dienstverhältnisses und der Versorgungsverhältnisse der Dienstkräfte des 
Verbandes hierbei ergeben, werden nach Maßgabe dieses Absatzes auf die Verbandsmit-
glieder abgewälzt.

(2)  Das ausscheidende Verbandsmitglied haftet für die bis zu seinem Ausscheiden entstan-
denen Verbindlichkeiten und Verluste des Verbandes weiter. Einen Rechtsanspruch auf 
Beteiligung am Verbandsvermögen hat es nicht.

(3)  Aufnahme, Ausschluss, Kündigung und Austritt bedürfen zu ihrer Wirksamkeit in je-
dem Falle der Genehmigung der Kommunalaufsicht.

§ 16. Öffentliche Bekanntmachungen 

(1)  Satzungen des Verbandes werden im Amtsblatt für den Landkreis öffentlich bekannt ge-
macht. Das Amtsblatt für den Landkreis Börde erscheint in der Zeitung „Landkreis Bör-
de - General-Anzeiger“ mit den Ausgaben Haldensleben, Wolmirstedt und der Ausgabe 
Oschersleben-Wanzleben. Ebenso werden Beschlüsse, soweit gesetzlich erforderlich, 
nach Satz 1 öffentlich bekannt gemacht.

(2)  Wirtschaftspläne werden mit ihren wesentlichen Festsetzungen sowie den erforderli-
chen Genehmigungen der Kommunalaufsichtsbehörde ebenfalls im Amtsblatt für den 
Landkreis öffentlich bekannt gemacht.

 Wesentliche Festsetzungen sind:
 - die Gesamtbeträge der Erträge und Aufwendungen im Erfolgsplan,
 - die Gesamtbeträge der Einnahmen und Ausgaben im Vermögensplan,
 -  die vorgesehene Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-

nahmen (Kreditermächtigung),
	 -	 	die	 vorgesehene	 Ermächtigung	 zum	 Eingehen	 von	 Verpflichtungen,	 die	 künftige	

Haushaltsjahre mit Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men	belasten	(Verpflichtungsermächtigung),

 - der Höchstbetrag der Kassenkredite,
 -  der Umlagebedarf, dessen Verteilungsschlüssel und den auf jedes Verbandsmitglied 

entfallenden Umlageanteil.
(3)  Im Übrigen wird der Wirtschaftsplan im Dienstgebäude des Verbandes, (Wolmirstedt, 

August-Bebel-Straße 24) zur Einsichtnahme für die Dauer von sieben Tagen ausgelegt. 
Auf den Ort, die Dienstzeiten und die Dauer der Auslegung ist bei der öffentlichen Be-
kanntmachung hinzuweisen. Mit Ende der Auslegungsdauer gilt der Wirtschaftsplan als 
öffentlich bekannt gemacht.

(4)  Eignen sich bekannt zu machende Unterlagen aufgrund ihrer Beschaffenheit (Pläne, 
Karten, Zeichnungen oder ähnliches) nicht zur Bekanntmachung in dem unter Abs. 1 
genannten Amtsblatt, so wird die Bekanntmachung nach Abs. 1 dadurch ersetzt, dass 
sie für zwei Wochen im Dienstgebäude des Verbandes, (Wolmirstedt, August-Bebel-
Straße 24) zu jedermanns Einsicht während der Dienststunden ausliegt, sofern nicht 
Rechtsvorschriften einen anderen Zeitraum bestimmen. Im Amtsblatt des Landkreises 
ist der Inhalt der Ersatzbekanntmachung hinreichend zu beschreiben sowie der Ort, die 
Dienstzeiten und die Dauer der Auslegung bekannt zu geben. Mit Ende der Auslegungs-
dauer gilt die öffentliche Bekanntmachung als vollzogen.

(5)  Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbandsversammlung werden in der  
„Magdeburger Volksstimme“, in den Regionalausgaben „Wolmirstedter Kurier“ und 
„Wanzleber Bördeboten“ mindestens drei Tage vor der Sitzung bekannt gemacht.

 
§ 17. Anzuwendende Vorschriften

Soweit nicht diese Satzung etwas anderes bestimmt, gelten die allgemeinen kommunal-
rechtlichen Bestimmungen des Landes Sachsen-Anhalt für Gemeinden in der jeweils gülti-
gen Fassung sinngemäß.

§ 18. Sprachliche Gleichstellung

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in weiblicher und 
männlicher Form.

§ 19. Inkrafttreten

Diese Satzung tritt nach ihrer Genehmigung und Veröffentlichung am 01.01.2010 in Kraft.

Wolmirstedt, den 11.12.2009

gez. Frank Wichmann (Siegel)
Geschäftsführer

Anlage 1 zur Verbandssatzung des WWAZ

Gemeinde Mitglied Mitglied Mitglied Einwohner
    Trinkwasser  Schmutzwasser Niederschlagwasser

Einheitsgemeinde
Barleben  Ja Ja Ja1 9.217

Einheitsgemeinde
Niedere Börde2 Ja Ja Nein 7.492

Einheitsgemeinde
Hohe Börde3 Ja Ja Ja4 12.656

Stadt Wanzleben
Börde5   Nein Ja Ja 1.747

Stadt Wolmirstedt Ja Ja Nein 12.334

Verbandsgemeinde
Elbe-Heide6 Ja Ja7 Nein 11732

1 Nur Ortschaften Barleben
2  Nur Ortschaften Groß Ammensleben, Klein Ammensleben, Samswegen, Dahlenwarsle-

ben, Gutenswegen, Meseberg, Jersleben
3  Nur Ortschaften Eichenbarleben, Wellen, Irxleben, Hermsdorf, Hohenwarsleben, Ocht-

mersleben, Niederndodeleben
4 Nur Ortschaft Niederndodeleben
5 Nur Ortschaft Hohendodeleben
6  Nur Gemeinden Burgstall, Angern (ohne Mahlwinkel und Bertingen), Colbitz, Loit-

sche-Heinrichsberg, Zielitz, Rogätz
7 Ohne Ortschaft Sandbeiendorf

Landkreis Börde
Der Landrat

Genehmigungsverfügung

I.  Hiermit genehmige ich die am 16.11.2009 von der Verbandsversammlung des Wolmir-
stedter Wasser- und Abwasserzweckverbandes (WWAZ) beschlossene Neufassung der 
Verbandssatzung.

II. Kosten für diese Verfügung werden nicht erhoben.
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Begründung
zu I.): Gemäß § 14 Abs. 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG LSA) 
vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
26.05.2009 (GVBl. LSA S. 238), bedürfen Änderungen, die den Bestand an Aufgaben des 
Zweckverbandes oder die Grundlagen für die Bemessung der Verbandsumlage betreffen, 
der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde.
Im vorliegenden Fall hat die Verbandsversammlung des Wolmirstedter Wasser- und Ab-
wasserzweckverbandes (WWAZ) am 16.11.2009 mit Beschluss Nr. VV 06/09 die Ver-
bandssatzung an Artikel 1 des Zweiten Gesetzes zur Fortentwicklung des Kommunal-
verfassungsrechts vom 26.05.2009 angepasst und die Grundlagen für die Bemessung der 
Verbandsumlage geändert.
Mit Schreiben vom 02.12.2009, hier eingegangen am 04.12.2009, beantragte der Wolmir-
stedter Wasser- und Abwasserzweckverband (WWAZ) die Genehmigung der Neufassung 
der Verbandssatzung.
Der Erlass oder die Änderung einer Verbandssatzung bedürfen gemäß § 16 Abs. 1 GKG 
LSA i. V. m. § 7 Abs. 2 GO LSA der Mehrheit der satzungsmäßigen Stimmen der Ver-
bandsversammlung und der Mehrheit der Verbandsmitglieder. Die vorliegende Neufassung 
der Verbandssatzung des Wolmirstedter Wasser- und Abwasserzweckverbandes (WWAZ) 
wurde mit den erforderlichen Mehrheiten beschlossen. Im Ergebnis der formellen und ma-
teriellen Prüfung wird festgestellt, dass die Verbandssatzung nicht gegen geltendes Recht 
verstößt	und	die	in	§	8	Abs.	2	GKG	LSA	geforderten	Pflichtbestandteile	enthält.	Somit	war	
die Genehmigung zu erteilen.

zu II.): Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 Verwaltungskostengesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA). Danach kann ganz oder teilweise von der Erhebung einer 
Gebühr abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis Börde, Gerikestraße 104, 39340 Haldens-
leben, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Haldensleben, 08.12.2009
Im Auftrage

gez. Wendt   (Siegel)
Sachgebietsleiterin

Verbandssatzung des
Abwasserzweckverbandes „Aller-Ohre“

 Präambel

Auf Grundlage der §§ 6, 8 und 16 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(GKG-LSA) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), in 
der derzeit gültigen Fassung und der §§ 44 bis 48 der Gemeindeordnung des Landes Sach-
sen-Anhalt (GO LSA) vom 10.08.2009 (GVBl. LSA S. 383) sowie § 4 des Gesetzes über 
die Verbandsgemeinde in Sachsen-Anhalt (VerbGemG LSA) vom 14.02.2008 (GVBl. LSA 
S. 40) in der derzeit geltenden Fassung hat die Verbandsversammlung des Abwasserzweck-
verbandes „Aller-Ohre“ in Vorbereitung der Eingliederung des AZV „Nördliche Börde“ in 
ihrer Sitzung am 07.12.2009 folgende Verbandssatzung beschlossen:

§ 1 Rechtsnatur, Name, Sitz, Siegel

(1)  Der Abwasserzweckverband - nachfolgend AZV - ist eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts mit Dienstherrenfähigkeit.

(2)  Der AZV führt den Namen „Abwasserzweckverband Aller-Ohre“ und hat seinen Sitz 
in der Verbandsgemeinde Flechtingen, Mitgliedsgemeinde Flechtingen, Ortsteil Behns-
dorf.

(3)  Das Verbandsgebiet des AZV umfasst die Gebiete der Verbandsmitglieder entsprechend 
der Anlage zu dieser Verbandssatzung.

(4) Der AZV führt ein Dienstsiegel mit seinem Namen.

§ 2 Verbandsmitglieder

(1)  Verbandsmitglieder sind die Verbandsgemeinden Flechtingen und Obere Aller sowie die 
Einheitsgemeinden Hohe Börde und Stadt Oebisfelde-Weferlingen für die in der Anla-
ge aufgeführten Mitgliedsgemeinden bzw. Ortsteile sowie die Gemeinden Bornstedt, 
Everingen und Rottmersleben.

(2)  Die Aufnahme weiterer Verbandsmitglieder ist zulässig und erfolgt durch Beschluss der 
Verbandsversammlung und entsprechender Änderung des Absatz 1 einschließlich der 
Anlage.

§ 3 Aufgaben des Verbandes

(1) Der AZV hat im Gebiet seiner Verbandsmitglieder folgende Aufgaben:
 1.  die Schmutzwasserbeseitigung in Gebiet aller Verbandsmitglieder, soweit ihr Be-

reich zum Verbandsgebiet gehört (§ 1 Abs. 3, § 2 Abs. 1 nebst Anlage),
 2.  die Niederschlagswasserbeseitigung von privaten Grundstücken in der Einheitsge-

meinde Stadt Oebisfelde-Weferlingen, Ortsteil Döhren.
(2) Der AZV hat insbesondere
 1. die Aufgaben
  a)  die hierzu erforderlichen Anlagen als öffentliche Einrichtungen zu planen, zu er-

richten, zu übernehmen, zu erneuern, zu betreiben, zu unterhalten und zu verwal-
ten sowie

  b)  alle für die Erfüllung seiner Aufgaben sonst notwendigen Maßnahmen durchzu-
führen,

  c) den anfallenden Schlamm der Kleinkläranlagen zu beseitigen,
	 	 d)	 	das	 in	 abflusslosen	 Sammelgruben	 gesammelte	 Schmutzwasser	 zu	 beseitigen	

und
 2.  alle hiermit verbundenen Befugnisse, einschließlich der Befugnis zum Erlass von 

Satzungen, Verordnungen und sonstigen Regelungen, auszuüben.
(3) Der AZV kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben Dritter bedienen.
(4)  Der AZV kann nach Maßgabe der kommunalrechtlichen Vorschriften Unternehmen in 

Privatrechtsform unterhalten, errichten, übernehmen, wesentlich erweitern oder sich 
daran beteiligen.

§ 4 Pflichten der Verbandsmitglieder

(1)	 	Die	Verbandsmitglieder	sind	verpflichtet,	dem	AZV	die	Nutzung	ihrer	öffentlichen	Stra-
ßen, Wege, Plätze und sonstiger Grundstücke zur Verlegung von Abwasserleitungen und 
den dazugehörigen und sonstigen Anlagen unentgeltlich zu gestatten oder zur Erfüllung 
seiner Aufgaben zur Verfügung zu stellen. Der AZV hat darüber mit seinen Verbands-
mitgliedern entsprechende Verträge abzuschließen.

(2)  Die Verbandsmitglieder melden dem AZV rechtzeitig die von ihnen geplanten Maßnah-
men, die Folgen für die Aufgabe Abwasserbeseitigung nach sich ziehen, und stimmen 
die Realisierbarkeit mit dem AZV ab.

§ 5 Organe des Verbandes

Organe des AZV sind die Verbandsversammlung und der Verbandsgeschäftsführer.

§ 6 Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung ist das Hauptorgan und besteht aus je einem Vertreter der 
Verbandsmitglieder. Der Verbandsgeschäftsführer gehört der Verbandsversammlung 
mit beratender Stimme an.

(2)  Die Verbandsmitglieder wählen je einen Verbandsvertreter in die Verbandsversamm-
lung. Für jeden Verbandsvertreter wird ein Stellvertreter gewählt, der den Verbandsver-
treter im Falle seiner Verhinderung vertritt. Für sie gelten die Bestimmungen, die für 
die Verbandsvertreter gelten, analog. Die Verbandsvertreter sind an Beschlüsse des sie 
entsendenden Verbandsmitgliedes nicht gebunden.

(3)  Die Verbandsmitglieder sollen dem AZV schriftlich die gewählten Verbandsvertreter 
unverzüglich namentlich unter Beifügung geeigneter Nachweise über ihre Wahl bzw. 
Abwahl mitteilen.

(4)  In der Verbandsversammlung hat jedes Verbandsmitglied je angefangene 4.000 Einwoh-
ner eine Stimme. Maßgeblich ist die Einwohnerzahl des Bereiches bzw. Teilbereiches 
des Verbandsmitgliedes, auf den sich die Aufgabenwahrnehmung des Verbandes bezieht 
und die das Statistische Landesamt des Landes Sachsen-Anhalt für den 31. Dezember 
des dem Beginn der Legislaturperiode der Gemeinderäte vorangegangenen Jahres er-
mittelt hat. Das Stimmrecht wird auch bei mehreren Stimmen nur von einem Vertreter 
des Verbandsmitgliedes ausgeübt. Mehrere Stimmen können nur einheitlich abgegeben 
werden.

(5)  Die Verbandsversammlung wählt aus ihrer Mitte den Vorsitzenden der Verbandsver-
sammlung und einen Stellvertreter. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung leitet 
die Sitzungen der Verbandsversammlung. Er ist ehrenamtlich tätig. Er bleibt bis zur 
Wahl eines neuen Vorsitzenden im Amt.

(6)  Die Verbandsversammlung kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben ständige oder zeitweilige 
Ausschüsse bilden, die als beschließende oder als beratende Ausschüsse tätig werden.

§ 7 Aufgaben der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung entscheidet alle Angelegenheiten des AZV, soweit nicht dem 
Verbandsgeschäftsführer bestimmte Angelegenheiten zur Entscheidung kraft Gesetz 
oder kraft Satzung übertragen sind.

(2) Die Verbandsversammlung ist insbesondere ausschließlich zuständig für:
 1.  den Erlass und die Änderung der Verbandssatzung und die Beschlussfassung über 

die	Auflösung	des	Verbandes,
 2. den Erlass, die Änderung und Aufhebung von sonstigen Satzungen des Verbandes,
 3.  die Festlegung der Bedingungen für und über die Aufnahme und das Ausscheiden 

von Verbandsmitgliedern,
 4. die Wahl und Abwahl des Verbandsgeschäftsführers,
 5.  die Wahl und Abwahl des Vorsitzenden der Verbandsversammlung sowie seines Ver-

treters,
 6. die Geschäftsordnung,
 7.  den Erlass und die Änderung des Wirtschaftsplanes einschließlich des Stellenplanes, 

der Finanzplanung mit Investitionsprogramm, die Festsetzung der Verbandsumlage, 
die	Zustimmung	zu	über-	und	außerplanmäßigen	Ausgaben	sowie	Verpflichtungser-
mächtigungen, soweit diese einen Wert von 100.000 EUR überschreiten,

 8.  die Feststellung des Jahresabschlusses sowie die Entlastung des Verbandsgeschäfts-
führers,

 9. die Verwendung des Jahresgewinnes oder die Behandlung des Jahresverlustes,
 10. die Stellungnahme zum Prüfungsergebnis der überörtlichen Prüfung,
 11. die Festsetzung von allgemein geltenden Abgaben und privatrechtlichen Entgelten,
 12.  die Verfügung über Vermögen des AZV, Veräußerung oder die Belastung von Grund-

stücken, Schenkungen und Darlehen des AZV, soweit eine Wertgrenze von 50.000 
EUR überschritten wird,

 13.  die Verpachtung von Unternehmen und sonstigen Einrichtungen des AZV und sol-
chen, an denen der AZV beteiligt ist, sowie die Übertragung der Betriebsführung 
dieser Unternehmen und Einrichtungen auf Dritte,

 14  die Errichtung, Übernahme, wesentliche Erweiterung bzw. Einschränkung oder Auf-
lösung von Betrieben und Einrichtungen des AZV, die Beteiligungen an privatrecht-
lichen Unternehmen sowie die Umwandlung der Rechtsform von Betrieben und 
Einrichtungen des AZV,

 15.  die Aufnahme von Krediten, soweit eine Wertgrenze von 1,5 Mio. EUR überschritten 
wird, die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährsverträgen, die 
Bestellung sonstiger Sicherheiten sowie wirtschaftlich gleichzustellender Rechtsge-
schäfte,

 16.  die Bestellung und Abberufung von weiteren Vertretern des AZV in Eigengesell-
schaften und anderen Unternehmen, an denen der AZV beteiligt ist,

 17.  Verträge des AZV mit Verbandsmitgliedern, Verbandsvertretern und ihren Stellver-
tretern sowie dem Verbandsgeschäftsführer und seinem Stellvertreter, es sei denn, 
dass es sich um Verträge aufgrund einer förmlichen Ausschreibung oder um Ge-
schäfte der laufenden Verwaltung handelt,

 18.  die Bestimmung des Namens, einer besonderen Bezeichnung und des Dienstsiegels 
des AZV,

 19.  den Verzicht auf Ansprüche des AZV und den Abschluss von Vergleichen, soweit 
eine Wertgrenze von 25.000 EUR überschritten wird,

 20.  Rechtsgeschäfte mit Dritten, soweit diese eine Wertgrenze von 200.000 EUR über-
schreiten, mit Ausnahme von Zuschlägen zu Vergaben, welche in einem förmlichen 
Ausschreibungsverfahren nach VOB, VOL oder VOF erfolgen. Hier gilt die Wert-
grenze der Ziffer 21,

 21.  Vergaben, welche in einem förmlichen Ausschreibungsverfahren nach VOB, VOF 
oder VOL durchgeführt werden und eine Wertgrenze von 1.000.000 EUR über-
schreiten,

 22.  die Führung von Rechtsstreitigkeiten von erheblicher Bedeutung, mit Aufsichtsbe-
hörden, oder wenn sie eine Wertgrenze von 100.000 EUR überschreiten,

 23. den Abschluss von Zweckvereinbarungen,
 24.  sonstige Angelegenheiten, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder Vorschriften 

dieser Satzung von der Verbandsversammlung zu entscheiden sind.

§ 8 Einberufung der Verbandsversammlung

(1)  Die Verbandsversammlung sollte mindestens einmal im Vierteljahr einberufen werden. 
Sie muss unverzüglich einberufen werden, wenn ein Viertel der Verbandsvertreter dies 
unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes verlangt. Auf Antrag eines Viertels der 
Verbandsvertreter ist ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der 
übernächsten Sitzung der Verbandsversammlung zu setzen. Die Sätze 2 und 3 gelten 
nicht, wenn die Verbandsversammlung den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb 
der letzten sechs Monate bereits verhandelt hat. Die Verhandlungsgegenstände müssen 
zum Aufgabenbereich der Verbandsversammlung gehören.

(2)  Die Verbandsversammlung wird vom Vorsitzenden der Verbandsversammlung im Ein-
vernehmen mit dem Verbandsgeschäftsführer einberufen. Die Einberufung hat schrift-
lich in angemessener Frist, mindestens jedoch eine Woche vor der Sitzung zu erfolgen. 
In Notfällen kann die Verbandsversammlung ohne Frist formlos und nur unter Angabe 
der Verhandlungsgegenstände einberufen werden.

(3)  Die Einberufung erfolgt unter Mitteilung der Verhandlungsgegenstände; die Tagesord-
nung und die für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen sind beizufügen. Von der 
Mitteilung und Beifügung ist abzusehen, wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interessen Einzelner entgegenstehen.

§ 9 Beschlussfähigkeit der Verbandsversammlung, Abstimmungen, Wahlen

(1)  Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn nach ordnungsgemäßer Einberu-
fung mehr als die Hälfte der Verbandsvertreter anwesend und mehr als die Hälfte der 
satzungsmäßigen Stimmen vertreten sind oder wenn alle Verbandsvertreter anwesend 
sind und keiner eine Verletzung der Vorschriften über die Einberufung rügt.

(2)  Der Vorsitzende der Verbandsversammlung stellt die Beschlussfähigkeit der Verbands-
versammlung zu Beginn der Sitzung fest. Die Verbandsversammlung gilt danach, auch 
wenn sich die Zahl der Verbandsvertreter im Laufe der Versammlung verringert, als be-
schlussfähig, so lange nicht ein Verbandsvertreter Beschlussunfähigkeit geltend macht. 
Dabei zählt der Verbandsvertreter, der die Beschlussunfähigkeit geltend macht, als an-
wesend.

(3)  Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird die 
Verbandsversammlung zur Verhandlung über den gleichen Gegenstand zum zweiten 
Mal einberufen, so ist sie ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Verbandsver-
treter beschlussfähig, wenn in der Ladung zur zweiten Sitzung ausdrücklich hierauf 
hingewiesen wurde.

(4) Die Verbandsversammlung entscheidet durch Abstimmungen und Wahlen.
(5)  Abstimmungen erfolgen offen. Soweit nichts anderes bestimmt ist, werden Beschlüsse 

mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen gefasst. Bei Stimmengleich-
heit gilt ein Beschlussvorschlag oder ein Antrag als abgelehnt.

(6)  Änderungen, die den Mitgliederbestand des Zweckverbandes (Beitritt eines weiteren 
Verbandsmitglieds, Ausschluss oder Austritt eines Verbandsmitglieds) sowie den Be-
stand	des	Zweckverbandes	 (Auflösung)	 betreffen,	 bedürfen	 einer	Mehrheit	 von	min-
destens zwei Drittel der satzungsmäßigen Stimmen der Verbandsversammlung und der 
Mehrheit der Verbandsmitglieder.

(7)  Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln vorgenommen; es kann offen gewählt werden, 
wenn kein Verbandsvertreter widerspricht. Gewählt ist die Person, für die die Mehrheit 
der Stimmen der anwesenden stimmberechtigten Verbandsvertreter abgegeben worden 
ist.	Wird	diese	Mehrheit	nicht	erreicht,	so	findet	ein	zweiter	Wahlgang	statt.	Im	zweiten	
Wahlgang ist die Person gewählt, für die die meisten Stimmen abgegeben worden sind. 
Ergibt sich im zweiten Wahlgang Stimmengleichheit, entscheidet das Los, das der Vor-
sitzende der Verbandsversammlung zu ziehen hat.

§ 10 Öffentlichkeit der Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Sitzungen der Verbandsversammlung sind öffentlich.
(2)  Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn das öffentliche Wohl oder berechtigte In-

teressen Einzelner dies erfordern. Über Gegenstände, bei denen diese Voraussetzungen 
vorliegen, muss nichtöffentlich verhandelt werden. In nichtöffentlicher Sitzung gefasste 
Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der Öffentlichkeit oder, wenn dies ungeeignet 
ist, in der nächsten öffentlichen Sitzung der Verbandsversammlung bekannt zu geben, 
sofern nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen.

(3)  Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbandsversammlungen sind rechtzeitig 
gemäß § 19 Abs. 4 dieser Satzung bekannt zu geben.

(4)  Mitglieder der Verbandsversammlung sowie deren Stellvertreter sind zur Verschwie-
genheit über alle in nichtöffentlicher Sitzung behandelten Angelegenheiten solange 
verpflichtet,	wie	sie	der	Verbandsgeschäftsführer	nicht	von	der	Schweigepflicht	befreit.	
Dies gilt nicht für Beschlüsse, soweit sie nach Absatz 2 Satz 3 bekannt gegeben worden 
sind.

§ 11 Niederschrift über Sitzungen der Verbandsversammlung

(1)  Über jede Sitzung der Verbandsversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die 
Niederschrift muss mindestens die Zeit und den Ort der Sitzung, die Namen der Teil-
nehmer, die Tagesordnung, den Wortlaut der Anträge und Beschlüsse und das Ergebnis 
der Abstimmungen und Wahlen enthalten. Der Vorsitzende der Verbandsversammlung, 
der Verbandsgeschäftsführer und jeder Verbandsvertreter können verlangen, dass ihre 
Erklärungen in der Niederschrift festgehalten werden.

(2)  Die Niederschrift muss vom Vorsitzenden der Verbandsversammlung und vom Proto-
kollführer unterzeichnet werden. Sie soll innerhalb von 30 Tagen, spätestens zur näch-
sten Sitzung vorliegen.

(3)  Über Einwendungen gegen die Niederschrift entscheidet die Verbandsversammlung.
(4)  Einwohnern der Verbandsmitglieder ist die Einsichtnahme in die Niederschriften über 

die öffentlichen Sitzungen der Verbandsversammlung zu gestatten.

§ 12 Geschäftsordnung

Das Verfahren in der Verbandsversammlung und im Verbandsausschuss regelt die in der 
Verbandsversammlung zu beschließende Geschäftsordnung.

§ 13 Verbandsgeschäftsführer, Verwaltung des Zweckverbandes

(1)  Der Verbandsgeschäftsführer vertritt den AZV. Er wird von der Verbandsversammlung 
für	die	Dauer	von	sieben	Jahren	gewählt	und	ist	hauptberuflich	tätig.	Eine	mehrmalige	
Wiederwahl ist möglich.

(2)  Die vorzeitige Abwahl des Verbandsgeschäftsführers ist auf Antrag der Mehrheit der 
satzungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung möglich; der Antrag bedarf 
der Begründung. Der Beschluss über die Abwahl darf frühestens vier Wochen nach An-
tragstellung erfolgen. Dem Verbandsgeschäftsführer ist Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Über den Antrag ist ohne Aussprache geheim abzustimmen. Der Beschluss 
über die Abwahl bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stim-
menzahl der Verbandsversammlung.

(3)  Die Stelle des hauptamtlichen Verbandsgeschäftsführers ist öffentlich auszuschreiben; 
davon kann bei einer erneuten Bestellung durch Beschluss mit der Mehrheit der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl der Verbandsversammlung abgesehen werden. Die Ver-
bandsversammlung trifft eine Vorauswahl zur Feststellung der Befähigung der Bewer-
ber.

(4)  Der Verbandsgeschäftsführer leitet die Verwaltung des Zweckverbandes und erledigt 
in eigener Verantwortung die Geschäfte der laufenden Verwaltung. Er entscheidet die 
Angelegenheiten des AZV, für die er kraft Gesetz zuständig ist und die ihm durch die 
Verbandssatzung bzw. per Beschluss der Verbandsversammlung zugewiesen sind.

(5)  Der Verbandsgeschäftsführer entscheidet:
	 1.	 	in	Geschäften	der	laufenden	Verwaltung,	auch	solche	mit	finanziellen	Auswirkun-

gen, wenn sie eine Wertgrenze von 25.000 EUR nicht übersteigen,
 2.  über die Verfügung über Vermögen des AZV, Veräußerung oder die Belastung von 

Grundstücken, Schenkungen und Darlehn des AZV, soweit eine Wertgrenze von 
50.000 EUR nicht überschritten wird,

 3.  über die Aufnahme von Krediten bis zu einer Wertgrenze von 1,5 Mio. EUR,
 4.  über den Verzicht auf Ansprüche des AZV und den Abschluss von Vergleichen bis zu 

einer Wertgrenze von 25.000 EUR,
 5.  in Rechtstreitigkeiten bis zu einer Wertgrenze von 100.000 EUR pro Einzelfall, es 

sei denn, der Rechtsstreit hat erhebliche Bedeutung,
 6.  Vergaben nach VOB, VOL und VOF bis zu einer Wertgrenze von 1.000.000 EUR im 

Rahmen des bestätigten Wirtschaftplanes,
	 7.	 	über-	und	außerplanmäßige	Ausgaben	sowie	Verpflichtungsermächtigungen	bis	zu	

100.000 EUR.
 8.  Rechtsgeschäfte mit Dritten bis zu einer Wertgrenze von 200.000 EUR mit Ausnah-

me von Zuschlägen zu Vergaben, welche in einem förmlichen Ausschreibungsver-
fahren nach VOB, VOL oder VOF erfolgen.

(6)  In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung auch nicht bis zu einer ohne Frist und 
formlos einberufenen Sitzung der Verbandsversammlung aufgeschoben werden kann, 
entscheidet der Verbandsgeschäftsführer an Stelle der Verbandsversammlung.

(7)  Der Verbandsgeschäftsführer ist Vorgesetzter, Dienstvorgesetzter, höherer Dienstvorge-
setzter und oberste Dienstbehörde der Bediensteten des AZV.

(8)  Der Verbandsgeschäftsführer beauftragt einen Mitarbeiter des Verbandes mit seiner Ver-
tretung.

(9)  Der Verbandsgeschäftsführer entscheidet über die Einstellung, Ernennung und Entlas-
sung der Beamten sowie Einstellung, Eingruppierung und Entlassung von Arbeitneh-
mern.

(10)  Die Verbandsversammlung kann jede Angelegenheit, die sie dem Verbandsgeschäfts-
führer übertragen hat, für den Einzelfall an sich ziehen, solange der Verbandsgeschäfts-
führer noch nicht entschieden hat.

§ 14 Auslagenersatz, Verdienstausfall, Aufwandsentschädigung

Die Verbandsvertreter und ihre Stellvertreter sowie der Vorsitzende der Verbandsversamm-
lung und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz ihrer 
Auslagen und ihres Verdienstausfalls. Das Nähere wird durch die Entschädigungssatzung 
geregelt.

§ 15 Wirtschaftsführung und Rechnungswesen

(1)  Für den AZV gelten die Vorschriften über die Wirtschaftsführung und das Rechnungs-
wesen der Eigenbetriebe entsprechend.

(2)  Für die örtliche Prüfung ist das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Börde zustän-
dig, für die überörtliche Prüfung der Landesrechnungshof.

§ 16 Finanzbedarf

(1)  Zur Deckung seines Finanzbedarfes für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, 
Verbesserung und Erneuerung sowie als Gegenleistung für die Inanspruchnahme seiner 
Einrichtungen erhebt der AZV Abgaben aufgrund von Satzungen.

(2)  Der AZV erhebt eine allgemeine Umlage, wenn die Erträge einschließlich der besonde-
ren Umlagen die Aufwendungen nicht decken. Der AZV erhebt besondere Umlagen die 
nach Aufgabenbereichen Schmutz- und Niederschlagswasser differenziert werden. Die 
Umlagenhöhe und deren Verteilung auf die Verbandsmitglieder werden im Wirtschafts-
plan des AZV festgesetzt.

  Die Höhe der vom einzelnen Verbandsmitglied zu tragenden Umlage bemisst sich nach 
dem Verhältnis der Einwohnerzahl des Verbandsmitgliedes, für die der AZV Aufgaben-
träger ist, zu der Gesamteinwohnerzahl des AZV. Es ist die Einwohnerzahl maßgeblich, 
die das Landesamt für Statistik zum 31.12. des vorletzten Jahres ermittelt hat.

§ 17 Auflösung des Verbandes, Ausschluss von Verbandsmitgliedern und Austritt

(1)  Der AZV kann aufgelöst werden, wenn die Verbandsaufgaben entfallen sind oder durch 
den AZV nicht mehr zweckmäßig erfüllt werden können oder der Fortbestand aus ande-
ren Gründen des öffentlichen Wohls nicht länger erforderlich ist.

(2)	 	Im	Fall	 der	Auflösung	des	AZV	findet	 eine	Abwicklung	 statt.	Hierzu	wählt	 die	Ver-
bandsversammlung drei Beauftragte. Die Vermögensauseinandersetzung ist in einem 
Auseinandersetzungsvertrag zu regeln. Dieser soll sich - wenn sich die Verbandsmit-
glieder nicht anders einigen - an folgenden Grundsätzen orientieren. Die Anlagen wer-
den den Verbandsmitgliedern übereignet, auf deren Gebiet sie liegen. Die Anlagen, 
die von mehreren Verbandsmitgliedern gemeinsam genutzt werden, werden - soweit 
rechtlich möglich - anteilig in dem Verhältnis der Nutzung übertragen. Das danach ver-
bleibende Vermögen und die Verbindlichkeiten sind von den Verbandsmitgliedern im 
gleichen Verhältnis zu übernehmen, in dem das Anlagevermögen übertragen wird. Das 
Gleiche	gilt	für	den	Besoldungs-,	Vergütungs-	und	Versorgungsaufwand.	Die	Auflösung	
ist vom AZV unter Aufforderung der Gläubiger zur Anmeldung ihrer Ansprüche öffent-
lich	bekannt	zu	machen.	Der	AZV	gilt	nach	seiner	Auflösung	als	fortbestehend,	soweit	
der Zweck der Abwicklung es erfordert. Soweit mehrere Verbandsmitglieder nach der 
Auflösung	Anlagen	gemeinsam	nutzen,	haben	sie	die	gemeinsame	Nutzung	zu	regeln.

(3)  Im Falle von nachhaltigem verbandsschädlichem Verhalten kann ein Ausschluss einzel-
ner Mitglieder aus dem AZV erfolgen. Das ausgeschlossene Mitglied hat entsprechend 
den	Regelungen	über	die	Auflösung	des	Verbandes	einen	entsprechenden	Anteil	am	Ver-
mögen und an den Schulden des Verbandes zu übernehmen.

(4)  Die Kündigung (Austritt eines Verbandsmitgliedes) ist zum Schluss eines Wirtschafts-
jahres zulässig. Die Kündigungsfrist beträgt 2 Jahre zum Ende des Wirtschaftsjahres. 
Die Kündigung bedarf eines Beschlusses der Vertretungskörperschaft des Verbandsmit-
gliedes. § 17 Abs. 3 Satz 2 gilt entsprechend.

(5)  Ein Verbandsmitglied kann die Mitgliedschaft im AZV jederzeit aus wichtigem Grund 
kündigen. Ein wichtiger Grund soll dann vorliegen, wenn dem kündigenden Verbands-
mitglied unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles und unter Abwägung 
der beiderseitigen Interessen die Fortsetzung der Mitgliedschaft nicht zugemutet wer-
den kann. Ein wichtiger Grund in diesem Sinne könnte z. B. vorliegen, wenn die Entsor-
gungsaufgaben für das kündigende Verbandsmitglied durch den AZV ohne zureichen-
den Grund vernachlässigt werden.

(6)	 	Die	Auflösung	des	AZV	oder	der	Ausschluss	oder	der	Austritt	eines	Verbandsmitgliedes	
bedarf	der	Genehmigung	der	Kommunalaufsichtsbehörde.	Die	Auflösung	ist	öffentlich	
bekannt zu machen.

§ 18 Sprachliche Gleichstellung

Personen und Funktionsbezeichnungen in dieser Satzung gelten jeweils in männlicher und 
weiblicher Form.

§ 19 Bekanntmachungen

(1)  Alle Bekanntmachungen - mit Ausnahme der Bekanntmachung von Zeit, Ort und Ta-
gesordnung der Sitzungen der Verbandsversammlung (siehe Absatz 4) - erfolgen unter 
der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ in der WAZ regional Wasser-Abwasser-
Zeitung, Ausgabe Flechtingen, soweit nicht Rechtsvorschriften besondere Regelungen 
treffen.

(2)  Wirtschaftspläne werden mit ihren wesentlichen Festsetzungen sowie den erforderli-
chen Genehmigungen der Kommunalaufsichtsbehörde ebenfalls nach den Vorgaben in 
Absatz 1 bekannt gemacht.

 Wesentliche Festsetzungen sind:
 - die Gesamtbeträge der Erträge und Aufwendungen im Erfolgsplan,
 - die Gesamtbeträge der Einnahmen und Ausgaben im Vermögensplan,
 -  Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (Krediter-

mächtigung),
	 -	 	die	 vorgesehene	 Ermächtigung	 zum	 Eingehen	 von	 Verpflichtungen,	 die	 künftige	

Wirtschaftsjahre  mit Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen	belasten	(Verpflichtungsermächtigung),

 - Höchstbetrag der Kassenkredite,
 -  Umlagebedarf, dessen Verteilerschlüssel und den auf jedes Verbandsmitglied entfal-

lenden Umlagenanteil.
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  Im Übrigen wird der Wirtschaftsplan in der Geschäftsstelle des Abwasserzweckverban-
des „Aller-Ohre“, Weferlinger Straße 17, 39356 Behnsdorf, zur Einsichtnahme für die 
Dauer von 7 Tagen ausgelegt.

(3)  Eignen sich bekannt zu machende Unterlagen auf Grund ihrer Beschaffenheit  (z. B. 
Pläne, Karten und Zeichnungen u. ä.) nicht zur Bekanntmachung nach Absatz 1, so 
wird deren Bekanntmachung durch Auslegung in der Geschäftsstelle des Abwasser-
zweckverbandes „Aller-Ohre“, Weferlinger Straße 17, 39356 Behnsdorf, ersetzt. Die 
Dauer der Auslegung beträgt 3 Wochen, sofern nicht Rechtsvorschriften einen anderen 
Zeitraum bestimmen. Auf die Auslegung wird unter Angabe des Ortes und der Dauer 
der Auslegung unter der Rubrik „Amtliche Bekanntmachungen“ in der WAZ regional 
Wasser-Abwasser-Zeitung, Ausgabe Flechtingen, hingewiesen.

(4)  Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen der Verbands-
versammlung erfolgen für die Verbandsgemeinde Obere-Aller, Mitgliedsgemeinde 
Sommersdorf, Ortsteil Marienborn über Aushänge in den Schaukästen im Ortsteil Ma-
rienborn, Standort: Gemeindeplatz 63 und Bahnhofssiedlung 12 und für alle übrigen 
Verbandsmitglieder in der „Haldensleber Volksstimme“, Teil: „Haldensleber Rund-
schau“.

§ 20 Inkrafttreten

Die Satzung tritt zum 01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig treten die Verbandssatzung des Ab-
wasserzweckverbandes „Aller-Ohre“ vom 27.11.2006 in der Fassung der Änderung vom 
24.09.2007 sowie die Verbandssatzung des Abwasserzweckverbandes „Nördliche Börde“ 
vom 20.10.2005 in Fassung der dritten Änderung vom 27.09.2007 außer Kraft.

Behnsdorf, den 07.12.2009

gez. Silbermann  (Siegel)
Verbandsgeschäftsführerin

Anlage zu § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 1 der Verbandssatzung
Verbandsmitglieder sind:

I. Verbandsgemeinde Flechtingen
 1.  Mitgliedsgemeinde Altenhausen mit folgenden Ortsteilen:
  a) Altenhausen, b) Emden, c) Ivenrode
 2.  Mitgliedsgemeinde Beendorf
 3.  Mitgliedsgemeinde Calvörde mit den Ortsteilen:
  a) Berenbrock, b) Calvörde, c) Klüden, d) Mannhausen, e) Velsdorf, f) Zobbenitz
 4.  Mitgliedsgemeinde Erxleben mit den Ortsteilen:
  a) Bartensleben, b) Bregenstedt, c) Erxleben, d) Uhrsleben, e) Hakenstedt
 5.  Mitgliedsgemeinde Flechtingen mit den Ortsteilen:
  a) Behnsdorf, b) Belsdorf
 6.  Mitgliedsgemeinde Ingersleben mit (allen) Ortsteilen:
  a) Alleringersleben, b) Ostingersleben, c) Eimersleben, d) Morsleben

II. Einheitsgemeinde Hohe Börde mit den Ortsteilen:
 1.  Bebertal, 2. Groß Santersleben, 3. Schackensleben, 4. Nordgermersleben

III. Verbandsgemeinde Obere Aller
 1.  Mitgliedsgemeinde Sommersdorf mit dem Ortsteil: 
  a) Marienborn

IV. Einheitsgemeinde Stadt Oebisfelde-Weferlingen mit den Ortsteilen:
 1.  Eschenrode, 2. Hödingen, 3. Hörsingen, 4. Döhren, 5. Schwanefeld, 6.  Seggerde,
  7. Siestedt, 8. Walbeck, 9. Weferlingen

V. Gemeinde Everingen

VI. Gemeinde Rottmersleben

VII. Gemeinde Bornstedt

Landkreis Börde
Der Landrat

Genehmigungsverfügung

I.  Hiermit genehmige ich die Eingliederung des Abwasserzweckverbandes „Nördliche 
Börde“ in den Abwasserzweckverband „Aller-Ohre“ sowie die am 07.12.2009 mit Be-
schluss Nr. 19/2009 von der Verbandsversammlung des AZV „Aller-Ohre“ beschlosse-
ne Neufassung der Verbandssatzung.

II. Kosten für diese Verfügung werden nicht erhoben.

Begründung

zu I.): Gemäß § 14 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GKG 
LSA) vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 26.05.2009 (GVBl. LSA S. 238) bedürfen Änderungen, die den Mitgliederbestand des 
Zweckverbandes betreffen, der Genehmigung durch die Kommunalaufsichtsbehörde.
Im vorliegenden Fall hat die Verbandsversammlung des AZV „Aller-Ohre“ mit Beschluss 
Nr. 12/2009 vom 23.11.2009 und die Verbandsversammlung des AZV „Nördliche Börde“ 
mit Beschluss Nr. 16/2009 vom 07.12.2009 die Eingliederung des AZV „Nördliche Börde“ 
in den AZV „Aller-Ohre“ mit Wirkung ab 01.01.2010 beschlossen. Dabei wurde das in 
§ 157 b Abs. 1 Wassergesetz für das Land Sachsen-Anhalt (WG LSA) vom 12.04.2006 
(GVBl. LSA S. 248) vorgeschriebene Verfahren eingehalten, die erforderlichen Mehrheiten 
wurden erreicht. Die Eingliederung wird daher genehmigt.
Mit Wirksamwerden der Eingliederung zum 01.01.2010 gilt der AZV „Nördliche Börde“ 
gemäß § 157 b Abs. 4 WG LSA als aufgelöst.
Die wegen der Eingliederung nunmehr notwendige Änderung der Verbandssatzung wurde 
am 07.12.2009 von der Verbandsversammlung des AZV „Aller-Ohre“ mit Beschluss Nr. 
19/2009 beschlossen. Mit Schreiben vom 09.12.2009, hier eingegangen am 09.12.2009, be-
antragte der AZV „Aller-Ohre“ die Genehmigung der Änderung der Verbandssatzung.
Änderungen, die den Mitgliederbestand des Zweckverbandes betreffen, bedürfen gemäß 
§ 14 Abs. 1 GKG LSA einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln der satzungsmäßigen 
Stimmen der Verbandsversammlung und der Mehrheit der Verbandsmitglieder. Die vorlie-
gende Änderung der Verbandssatzung des AZV „Aller-Ohre“ wurde mit den nach § 14 Abs. 
1 GKG LSA erforderlichen Mehrheiten beschlossen. Im Ergebnis der formellen und mate-
riellen Prüfung wird festgestellt, dass die Verbandssatzung in ihrer geänderten Form nicht  
gegen	geltendes	Recht	verstößt	und	die	in	§	8	Abs.	2	GKG	LSA	geforderten	Pflichtbestand-
teile enthält. Somit war die Genehmigung zu erteilen.

zu II.): Die Kostenentscheidung beruht auf § 2 Abs. 2 Verwaltungskostengesetz des Landes 
Sachsen-Anhalt (VwKostG LSA). Danach kann ganz oder teilweise von der Erhebung einer 
Gebühr abgesehen werden, wenn daran ein öffentliches Interesse besteht.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erho-
ben werden. Der Widerspruch ist beim Landkreis Börde, Gerikestraße 104, 39340 Haldens-
leben, schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.

Haldensleben, 14.12.2009

Im Auftrage

gez. Lehmann   (Siegel)
stellv. Sachgebietsleiterin

Wasserverband Stendal-Osterburg

Allgemeine Bedingungen des 
Wasserverbandes Stendal-Osterburg (nachstehend „WVSO“

genannt) für den Anschluss an die Abwasseranlagen 
und deren Benutzung

(Allgemeine Entsorgungsbedingungen für Abwasser - AEB-A -) 

Diese AEB-A einschließlich der Einleitungsbedingungen und der Preisregelungen „Abwas-
ser“ (Anlagen) regeln das Verhältnis zwischen den Benutzern der öffentlichen Abwasseran-
lagen und dem WVSO entsprechend § 1 Abs. 4 der Entwässerungssatzung des WVSO. 

1.  Abwassersentsorgungsvertrag
1.1.   Der WVSO schließt den Abwasserentsorgungsvertrag mit dem Grundstückseigentü-

mer oder sonst zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigten (Anschlussneh-
mer) ab.

1.2.   Steht das Eigentum an einem Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zu, so 
wird der Vertrag mit der Gemeinschaft der Eigentümer abgeschlossen. Jeder Eigentü-
mer, auch bei einer Bruchteilsgemeinschaft, haftet als Gesamtschuldner. Die Eigentü-
mergemeinschaft	verpflichtet	sich,	eine	Person	zur	Entgegennahme	von	Erklärungen	
des WVSO diesem gegenüber zu bevollmächtigen. Geschieht dies nicht, so gelten 

die an einen Eigentümer abgegebenen Erklärungen des WVSO auch als den übrigen 
Eigentümern zugegangen. Die Eigentümergemeinschaft hat einen Eigentümerwechsel 
und einen Wechsel der bevollmächtigten Person dem WVSO unverzüglich mitzutei-
len. 

1.3.   Absatz 1.2 gilt entsprechend, wenn ein sonstiges dingliches Nutzungsrecht an einem 
Grundstück mehreren Personen gemeinschaftlich zusteht.

1.4.   Der Vertrag soll schriftlich geschlossen werden. Ein Antrag gemäß § 8 Abs. 1 der  Ent-
wässerungssatzung auf Entsorgung des Grundstücks, der auf einem besonderen - beim 
WVSO erhältlichen Vordruck - gestellt werden soll, führt zum Abschluss des Abwas-
serentsorgungsvertrages, wenn der WVSO ihm nicht innerhalb von 4 Wochen wider-
spricht. Ist er auf diese oder andere Weise abgeschlossen worden, so hat der WVSO 
den Vertragsschluss dem Anschlussnehmer schriftlich zu bestätigen. Wird die Bestäti-
gung mit automatischen Einrichtungen ausgefertigt, bedarf es keiner Unterschrift. Im 
Vertrag oder in der Vertragsbestätigung wird auf die dem Vertrag zugrundeliegenden 
allgemeinen	Entsorgungsbedingungen	 hingewiesen.	Der	WVSO	 ist	 verpflichtet,	 je-
dem Anschlussnehmer die allgemeinen Entsorgungsbedingungen einschließlich der 
Preisregelungen „Abwasser“ unentgeltlich zu übermitteln.

1.5.   Kommt der Vertrag durch die Inanspruchnahme der Abwasseranlagen zustande, so 
ist	der	Anschlussnehmer	verpflichtet,	dies	dem	WVSO	unverzüglich	mitzuteilen.	Die	
Abwasserentsorgung erfolgt zu den geltenden Entsorgungsbedingungen des WVSO. 
Dem Anschlussnehmer sind auf Verlangen die dem Vertrag zugrunde liegenden allge-
meinen Entsorgungsbedingungen einschließlich der dazugehörenden Preisregelungen 
unentgeltlich zu übermitteln.

1.6.   Der Entsorgungsvertrag gilt als abgeschlossen, wenn der Anschluss an den öffentli-
chen Schmutz- bzw. Mischwasserkanal hergestellt und vom Beauftragten des WVSO 
abgenommen wurde. Bei Komplexerschließungen gilt der vorgegebene Umschlusster-
min als Vertragsbeginn. Ab Vertragsbeginn wird ein Vorhaltepreis in Höhe des gülti-
gen Grundpreises laut Preisregelungen „Abwasser“ je Anschluss berechnet. 

1.7.   Ist der Anschlussnehmer der Grundstückseigentümer, so kann er im Falle des Über-
gangs des dinglichen Nutzungsrechts am Grundstück auf einen Dritten den Vertrag 
mit vierwöchiger Frist auf das Ende des Kalendermonats kündigen. Ist der Anschluss-
nehmer ein sonst zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigter, gilt Satz 1 im 
Falle des Wegfalls seines Nutzungsrechts entsprechend. Die Kündigung bedarf der 
Schriftform.

2. Abwassereinleitung 
2.1.   Für die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen gelten die in der Anlage geregel-

ten Einleitungsbedingungen. Wenn eine Einleitung nach der Indirekteinleiterverord-
nung genehmigt wird, treten die in der Genehmigung bestimmten Werte an die Stelle 
der in der Anlage festgelegten Einleitungsbedingungen. 

2.2.  Die	Bedingungen,	Auflagen	und	Einschränkungen	für	die	Zustimmung	zur	Einleitung	
können in besonderen Fällen gegenüber dem Anschlussnehmer im Rahmen einer Son-
dervereinbarung geregelt werden.

2.3.   Der WVSO hat jederzeit das Recht, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Wird 
durch das Untersuchungsergebnis eine nicht erlaubte Einleitung von Abwasser festge-
stellt, hat der Grundstückseigentümer die Kosten der Untersuchung und die Kosten für 
die Beseitigung der ggf. durch die Einleitung verursachten Schäden in der Abwasser-
anlage zu tragen.

3.  Umfang der Abwasserentsorgung 
3.1.  Der WVSO	ist	nur	verpflichtet,	Abwasser	entsprechend	der	Entwässerungssatzung	des	

WVSO abzunehmen, vorausgesetzt die in der Anlage  festgelegten Einleitungsbedin-
gungen werden eingehalten. Die Abnahme erfolgt mit der Einleitung oder Übergabe in 
die öffentliche Abwasseranlage.

3.2.   Die Abwasserentsorgung kann unterbrochen werden, soweit und solange der WVSO 
durch höhere Gewalt oder Umstände, deren Beseitigung ihm wirtschaftlich nicht zuge-
mutet werden kann, an der Abwasserentsorgung gehindert ist oder die Unterbrechung 
zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Der WVSO hat jede Un-
terbrechung unverzüglich zu beheben. Im Falle einer nicht nur für kurze Zeit beabsich-
tigten Unterbrechung der Abwasserentsorgung hat der WVSO die Anschlussnehmer 
rechtzeitig zu unterrichten, es sei denn, dass die Unterrichtung nach den Umständen 
nicht rechtzeitig möglich ist und der WVSO dies nicht zu vertreten hat.

3.3.   Der WVSO ist berechtigt, die Abwasserentsorgung zu verweigern, wenn der An-
schlussnehmer den allgemeinen Entsorgungsbedingungen und speziell den Einlei-
tungsbedingungen zuwiderhandelt.

3.4.   Der WVSO hat die Abwasserentsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald 
die Gründe für ihre Verweigerung entfallen sind. 

4. Haftung
4.1.   Der WVSO haftet nicht für Schäden, die durch Betriebsstörungen der öffentlichen 

Abwasseranlage oder durch Rückstau infolge von unabwendbaren Naturereignissen, 
insbesondere Hochwasser, hervorgerufen werden.

4.2.   Der Anschlussnehmer und die Benutzer haben für die ordnungsgemäße Benutzung 
der öffentlichen Abwasseranlage einschließlich des Grundstücksanschlusses zu sor-
gen.

4.3.   Wer den Vorschriften dieser „Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser“ 
zuwiderhandelt, haftet dem WVSO für alle diesem dadurch entstehenden Schäden und 
Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage verursacht werden, soweit diese vom An-
schlussnehmer herzustellen, zu erneuern, zu ändern und zu unterhalten sind. Mehrere 
Verpflichtete	haften als Gesamtschuldner.

5.  Grundstücksbenutzung
5.1.  Der Anschlussnehmer hat für Zwecke der Abwasserentsorgung das Verlegen von Lei-

tungen einschließlich Zubehör zur Durch- und Ableitung von Abwasser sowie die er-
forderlichen Schutzmaßnahmen und den Betrieb dieser Anlagen auf dem Grundstück 
unentgeltlich	zuzulassen.	Diese	Pflicht	betrifft	nur	Grundstücke,	die	an	die	öffentliche	
Abwasseranlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Anschlussnehmer 
in wirtschaftlichem Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder zum Anschluss 
vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die die Möglichkeit der örtlichen 
Abwasserbeseitigung	sonst	wirtschaftlich	vorteilhaft	ist.	Die	Verpflichtung	entfällt,	so-
weit die Inanspruchnahme der Grundstücke den Anschlussnehmer mehr als notwendig 
oder in unzumutbarer Weise belasten würde.

5.2.    Der Anschlussnehmer ist rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme des Grundstücks zu benachrichtigen.

5.3.  Überbauung der Abwasseranlage durch Gebäude oder bauliche Anlagen oder deren 
Bepflanzung	mit	Bäumen	und	Sträuchern	 sind	 unzulässig,	wenn	 sie	 den	ordnungs-
gemäßen Bestand oder Betrieb der Anlage beeinträchtigen oder gefährden. Entgegen 
Satz 1 erfolgte Überbauungen sind nach Aufforderung durch den WVSO innerhalb ei-
ner von ihm gesetzten, angemessenen Frist durch den Anschlussnehmer zu beseitigen. 
Die Beseitigung ist dem WVSO anzuzeigen.

5.4.  Der Anschlussnehmer kann die Verlegung der Einrichtungen verlangen, wenn sie an 
der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung hat 
der WVSO zu tragen; dies gilt nicht, soweit die Einrichtung ausschließlich der Entsor-
gung des Grundstücks dient.

5.5.   Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer sind, haben auf Verlangen des 
WVSO die schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Benutzung des 
Grundstücks  im Sinne der Ziffern 5.1 und 5.4 nachzuweisen.

5.6.   Die	Ziffern	5.1	bis	5.5	gelten	nicht	für	öffentliche	Verkehrswege	und	Verkehrsflächen	
sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für den Bau von öffentlichen Ver-
kehrswegen und Verkehrsflächen	bestimmt	sind.

6.  Auskunfts- und Mitteilungspflicht
6.1.   Der	Anschlussnehmer	ist	verpflichtet,	alle	zur	Prüfung	der	Abwasserentsorgungsver-

hältnisse und die für die Berechnung der Baukostenzuschüsse und Hausanschlussko-
sten erforderlichen Auskünfte zu erteilen, andere Nutzungsberechtigte dazu anzuhal-
ten und Änderungen unverzüglich dem WVSO mitzuteilen.

6.2.   Der Anschlussnehmer hat Störungen und Schäden an den Grundstücksanschlüssen 
sowie Grundstücksentwässerungsanlagen, Überwachungseinrichtungen und etwaigen 
Vorbehandlungsanlagen unverzüglich dem WVSO anzuzeigen.

6.3.   Gelangen Stoffe entgegen den geltenden Rechtsvorschriften oder den Einleitungs-
bedingungen des WVSO in die Abwasseranlage, hat der Anschlussnehmer dies dem 
WVSO in der Art und Menge unverzüglich mitzuteilen.   

6.4.   Bei Abbruch eines mit dem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Anschlussneh-
mer dies dem WVSO rechtzeitig vorher mitzuteilen, damit die Hausanschlussleitung 
verschlossen oder beseitigt werden kann. Wird ein Gebäude zerstört, so ist dies dem 
WVSO unverzüglich anzuzeigen.

6.5.   Wechselt das Eigentum an einem Grundstück, hat der bisherige Eigentümer die 
Rechtsänderung unverzüglich dem WVSO schriftlich mitzuteilen. In gleicher Weise 
ist	auch	der	neue	Eigentümer	verpflichtet.

7.  Baukostenzuschuss (BKZ)
7.1.   Zur anteiligen Deckung der bei wirtschaftlicher Betriebsführung notwendigen Kosten 

für die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der 
öffentlichen Abwasseranlagen ist der WVSO berechtigt, von den Anschlussnehmern  
einen Baukostenzuschuss zu verlangen. 

7.2.   Bei Grundstücksanschlüssen, für die bereits von dem WVSO Baukostenzuschüsse er-
hoben worden sind, darf der WVSO keinen Baukostenzuschuss für dieselbe Maßnah-
me verlangen.

7.3.   Der Anschlussnehmer hat bei einem Anschluss an die Anlagen des WVSO oder bei ei-
ner wesentlichen Erhöhung seiner Leistungsanforderungen einen Baukostenzuschuss 
gemäß den nachfolgenden Bestimmungen an den WVSO zu zahlen.

7.4.   Der Baukostenzuschuss wird nach einem nutzungsbezogenen Flächenmaßstab berech-
net. Die Höhe ist den jeweils gültigen Preisregelungen „Abwasser“ zu entnehmen.

7.5.  Als	Grundstücksfläche	gilt
  a)	die	Gesamtfläche	des	Grundstücks	mit	Ausnahme	der	Flächen,	die	im	Flurstückska-

taster oder Grundbuch ausschließlich als nicht baulich genutzte Flächen ausgewiesen 
sind.   

  Sofern	bei	diesen	Grundstücken	die	Gesamtfläche	1800	m2 überschreitet, wird die dar-
über hinausgehende Fläche, die nicht baulich/wirtschaftlich oder gewerblich genutzt 
wird, nicht zur Berechnung herangezogen.

  Bei einer späteren, weiteren baulichen und gewerblichen Nutzung der über 1800 m2 
hinausgehenden Fläche erfolgt eine Nachberechnung unter Zugrundelegung der zu-
sätzlich genutzten Fläche.

  Teilt der Anschlussnehmer dem WVSO die Erweiterung der baulichen oder gewerb-
lichen Nutzung nicht mit, werden bei der Nachberechnung Zinsen in Höhe von 8 % 
in Ansatz gebracht. Es werden die vollen Monate seit Beginn der Maßnahmen zur 
baulichen oder gewerblichen Nutzung berechnet. 

  b) bei Grundstücken mit sonstiger Nutzung ohne Bebauung (z.B. Schwimmbäder) 
eine	Grundstücksfläche	bis	600	m2, 

  c) für unbebaute Grundstücke, die sich in landwirtschaftlicher, forstwirtschaftlicher 
oder	gärtnerischer	Benutzung	befinden,	wird	bis	zur tatsächlichen Bebauung kein Bau-
kostenzuschuss erhoben.

7.6.   Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenmaßstabs werden zudem Voll-
geschosse in Ansatz gebracht. Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die nach lan-
desrechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind. Ist eine Geschosszahl wegen der Be-
sonderheiten des Bauwerks nicht feststellbar, werden bei industriell oder gewerblich 
genutzten Grundstücken je angefangene 2,80 m und bei allen in anderer Weise genutz-
ten Grundstücken je angefangene 2,30 m Höhe des Bauwerks als ein Vollgeschoss 
gerechnet. 

 Als Anzahl der Vollgeschosse gilt
 a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse
  b) bei unbebauten Grundstücken die Zahl der in der näheren Umgebung überwiegend 

vorhandenen Vollgeschosse oder die nach Bauplanungsrecht auf dem Grundstück zu-
lässig wären.

  c) bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze errichtet werden dürfen, 
die Zahl von einem Vollgeschoss,

  d) bei Grundstücken, die mit einem Kirchengebäude bebaut sind, wird das Kirchenge-
bäude als eingeschossiges Gebäude behandelt.

7.7.   Der Baukostenzuschuss sowie die in Ziffer 8.6 geregelten Grundstücksanschlussko-
sten werden dem Anschlussnehmer unter Angabe der jeweiligen Berechnungsgrundla-
ge getrennt errechnet und aufgegliedert mitgeteilt.

7.8.   Der Baukostenzuschuss und die Grundstücksanschlusskosten werden 4 Wochen nach 
Rechnungslegung fällig. Von der Bezahlung des Baukostenzuschusses und der Grund-
stücksanschlusskosten kann die Aufnahme der Entsorgung abhängig gemacht werden.     

7.9.   Mit den Anschlussnehmern kann vereinbart werden, dass die Baukostenzuschüsse be-
reits vor Erstellung der Anschlüsse gezahlt werden.  

8. Grundstücksanschlüsse 
8.1.   Der Grundstücksanschluss besteht aus der Verbindung der öffentlichen Abwasseran-

lage mit der Grundstücksentwässerungsanlage. Er beginnt an der Abzweigstelle der 
Abwasseranlage und endet mit dem Grundstücksanschlussschacht, falls dieser nicht 
vorhanden ist, an der Grundstücksgrenze. Bei Altanlagen gilt diese Regelung nur, so-
fern der Anschluss durch den WVSO errichtet oder diesem übergeben wurde.

8.2.   Der WVSO kann verlangen, dass jedes Grundstück oder jedes Haus einen eigenen, in 
der Regel unmittelbaren Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage erhält.

  Befinden	sich	auf	dem	Grundstück	mehrere	zum	dauernden	Aufenthalt	von	Menschen	
bestimmte Gebäude, so kann der WVSO für jedes dieser Gebäude, insbesondere dann, 
wenn ihnen eine eigene Hausnummer zugeteilt ist, einen eigenen Anschluss verlan-
gen.

8.3.   Der WVSO entscheidet, in welcher Weise das Grundstück anzuschließen ist. Im Falle 
eines Grundstücksanschlussschachtes ist dieser in der Regel auf dem Grundstück an-
zuordnen. 

8.4.   Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlusses unvorhersehbare 
Schwierigkeiten, die auch ein Abweichen von zugestimmten Plänen erfordern können, 
so hat der Anschlussnehmer den dadurch für die Anpassung der Grundstücksentwäs-
serungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen. Der Anschlussnehmer kann keine 
Ansprüche geltend machen für Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die durch sol-
che Änderungen des Grundstücksanschlusses beim Bau und beim Betrieb der Grund-
stücksentwässerungsanlage entstehen.

8.5.   Grundstücksanschlüsse gehören zu den Betriebsanlagen des WVSO und werden vor-
behaltlich der Ziffer 10.1 Satz 3 ausschließlich vom WVSO hergestellt, unterhalten, 
geändert, erneuert, abgetrennt und beseitigt. Sie müssen zugänglich und vor Beschädi-
gungen geschützt sein; Ziffer 5.3 Satz 2 und 3 gelten entsprechend. Der Anschlussneh-
mer hat die baulichen Voraussetzungen für die sichere Einrichtung des Grundstücks-
anschlusses zu schaffen. Er darf keine Einwirkungen auf den Grundstücksanschluss 
vornehmen oder vornehmen lassen. 

8.6.   Der Anschlussnehmer erstattet dem WVSO die Kosten für die Erstellung des Grund-
stücksanschlusses, einschließlich der Kosten des Grundstücksanschlussschachtes, so-
wie für Veränderungen des Grundstücksanschlusses, die durch eine Änderung oder 
Erweiterung seiner Anlage erforderlich oder aus anderen Gründen von ihm veranlasst 
werden.

  Eine Pauschalierung ist möglich. Die Höhe ergibt sich aus den jeweils gültigen Preis-
regelungen „Abwasser“.

8.7.   Anschlussnehmer, die nicht Grundstückseigentümer sind, haben auf Verlangen des 
WVSO die schriftliche Zustimmung des Grundstückseigentümers zur Herstellung des 
Grundstücksanschlusses	unter	Anerkennung	der	damit	verbundenen	Verpflichtungen	
beizubringen. 

9.  Inbetriebsetzung
9.1.   Der WVSO oder dessen Beauftragte nehmen den Anschluss der Grundstücksentwäs-

serungsanlage an das Kanalnetz ab und erteilen die Freigabe zum Betrieb.
9.2.   Jede Freigabe der Grundstücksentwässerungsanlage ist beim WVSO über den An-

schlussnehmer zu beantragen.
9.3.   Die Kosten für die Freigabe werden nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung ge-

stellt. Die erstmalige Freigabe ist unentgeltlich. Ist eine beantragte Freigabe nicht 
möglich, z.B. aufgrund festgestellter Mängel an der Grundstücksentwässerungsanlage 
oder aus anderen Gründen, die der Anschlussnehmer zu vertreten hat, so erstattet der 
Anschlussnehmer dem WVSO auch die dadurch entstandenen zusätzlichen Kosten. 
Die	Freigabe	bei	einer	Wiederinbetriebsetzung	ist	kostenpflichtig.		

10.  Grundstücksentwässerungsanlagen
10.1.  Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die 

dem Sammeln bzw. dem Behandeln und/oder Ableiten des Abwassers dienen. 
  Die Grundstücksentwässerungsanlage beginnt hinter dem Grundstücksanschluss-

schacht, ist dieser nicht vorhanden, an der Grundstücksgrenze. Soweit der Grund-
stücksanschluss im Eigentum des Grundstückseigentümers steht, ist er Bestandteil der 
Grundstücksentwässerungsanlage.  

10.2.  Die Grundstücksentwässerungsanlage darf nur unter Beachtung der geltenden Rechts-
vorschriften und der Bedingungen des Abwasserentsorgungsvertrages sowie nach dem 
Stand der Technik  hergestellt, unterhalten, geändert, erneuert und betrieben werden.

10.3.  Für das Verlegen der Grundstücksentwässerungsanlage bis zur öffentlichen Abwas-
seranlage sowie den Anschluss der Grundstücksentwässerungsanlage an die öffent-
lichen Abwasseranlagen ist der Anschlussnehmer verantwortlich. Hat er die Anlage 
oder Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist 
er neben diesem verantwortlich. Die Ausführung von Kanalbaumaßnahmen hat nach 
DIN 1986 zu erfolgen. 

10.4.  Der Anschlussnehmer hat die Grundstücksentwässerungsanlage stets in einem ein-
wandfreien und betriebsfähigen Zustand zu erhalten. Werden Mängel festgestellt, so 
sind diese durch den Anschlussnehmer unverzüglich auf seine Kosten zu beseitigen.

10.5.  Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den 
jeweils geltenden Bestimmungen im Sinne der Ziffer 10.2, so hat der Anschlussneh-
mer sie auf Verlangen des WVSO auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Für 
eine solche Anpassung ist dem Grundstückseigentümer eine angemessene Frist einzu-
räumen. Der Anschlussnehmer ist zur Anpassung der Grundstücksentwässerungsanla-
ge	auch	dann	verpflichtet,	wenn	Änderungen	an	der	öffentlichen	Abwasseranlage	das	
erforderlich machen. 

10.6.  Besteht für die Ableitung aller oder eines Teils der Abwässer zu einer Abwasseranlage 
kein natürliches Gefälle, kann der WVSO den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage 
durch den Anschlussnehmer auf dessen Kosten verlangen. Die Hebeanlage ist Be-
standteil der Grundstücksentwässerungsanlage. 

10.7.  Die Grundstücksentwässerungsanlage ist, sofern sie nicht mit einer Hebeanlage verse-
hen ist, vom Anschlussnehmer gegen einen Rückstau des Abwassers aus der Abwas-
seranlage zu sichern.

10.8.  Der WVSO ist berechtigt, in Übereinstimmung mit dem Stand der Technik weitere 
technische Anforderungen an die Grundstücksentwässerungsanlage und deren Betrieb 
festzulegen, soweit dies aus Gründen der sicheren und störungsfreien Entsorgung not-
wendig ist.

11. Grundstückskläranlagen und abflusslose Sammelgruben
11.1.  Wenn das Abwasser keiner öffentlichen Kläranlage zugeführt werden kann, ist eine 

Grundstückskläranlage als Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage zu er-
richten	und	zu	betreiben.	In	Ausnahmefällen	kann	auf	Antrag	befristet	eine	abflusslose	
Sammelgrube genehmigt werden. 

  In diesen genannten Fällen hat der Anschlussnehmer das Grundstück an die öffentliche 
Fäkalschlammabfuhr anzuschließen.

11.2.  Grundstückskläranlagen	und	 abflusslose	 Sammelgruben	 sind	 nach	 dem	 Stand	 der	
Technik	 unter	Berücksichtigung	 der	Benutzungsbedingungen	 und	Auflagen	 für	 das	
Einleiten von Abwasser zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und zu ändern.  
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11.3.  Die Kosten für die Herstellung und den Betrieb der Anlage trägt der Anschlussnehmer. 
Bei der Erneuerung, Veränderung oder Beseitigung von solchen Anlagen hat der An-
schlussnehmer auf seine Kosten binnen zwei Monaten die Teile, die nicht Bestandteil 
der neuen Anlage geworden sind, außer Betrieb zu setzen, entleeren zu lassen, zu rei-
nigen und zu beseitigen bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen. Die übrigen Teile hat er auf 
seine Kosten anzupassen.

11.4.  Die	Grundstückskläranlage	oder	die	abflusslose	Sammelgrube	ist	so	zu	erstellen,	dass	
die Abfuhr des Fäkalschlamms bzw. Entleerung durch Entsorgungsfahrzeuge ungehin-
dert möglich ist. 

  Der WVSO kann insbesondere verlangen, dass die Zufahrt zur Grundstückskläranlage 
bzw.	abflusslosen	Sammelgrube	in	verkehrssicherem	Zustand	gehalten	wird	und	dass	
störende	Bepflanzungen	und	Überschüttungen	von	Schachtdeckeln	beseitigt	werden.

11.5.  Der WVSO oder der von ihm beauftragte Abfuhrunternehmer räumt die Grundstücks-
kläranlage	oder	abflusslose	Sammelgrube	und	fährt	den	Fäkalschlamm/das	Abwasser		
ab. Zu diesem Zweck ist dem WVSO oder dem beauftragten Dritten Zutritt zu ge-
währen. Der WVSO bestimmt den Zeitraum, in dem der Anschlussnehmer die Durch-
führung der Entsorgung vornehmen zu lassen hat. Die Zeiträume für die Entsorgung 
werden in der örtlichen Presse veröffentlicht.

  Die Abfuhr des Fäkalschlamms hat in folgendem Rhythmus zu erfolgen:
  a)	Abflusslose	 Sammelgruben	 sind	 regelmäßig	 -	 unter	Berücksichtigung	 des	 anfal-

lenden	Abwassers	 (Wasserverbrauch)	 und	 des	 Fassungsvermögens	 der	 abflusslosen	
Sammelgrube - zu leeren, spätestens, wenn diese bis auf 50 cm unter dem Zulauf ange-
füllt	sind.	Der	Grundstückseigentümer	ist	verpflichtet	rechtzeitig,	mindestens	jedoch	3	
Werktage vor dem beabsichtigten Termin, die Notwendigkeit einer Grubenentleerung 
anzuzeigen.

  b) Kleinkläranlagen sollen in den vom Verband vorgegebenen Zeiträumen, mindestens 
jedoch einmal jährlich und/oder bei Bedarf entschlammt werden. Der Grundstücks-
eigentümer	 	 ist	 verpflichtet,	mindestens	 jedoch	3	Werktage	vor	dem	beabsichtigten	
Termin die Entleerung der Kleinkläranlage anzuzeigen.

11.6.  Hinsichtlich	der	Beschränkungen	des	in	die	Grundstückskläranlage	oder	abflusslose	
Sammelgrube einzuleitenden Abwassers gilt die Anlage Einleitungsbedingungen und 
-einschränkungen zu diesen AEB entsprechend. 

12. Zutrittsrecht und Überwachung
12.1.  Der Anschlussnehmer gestattet den mit einem Ausweis versehenen Beauftragten des 

WVSO den Zutritt zu seinem Grundstück und seinen Räumen und zu allen Teilen 
der Grundstücksentwässerungsanlagen, soweit dies für die Prüfung der technischen 
Einrichtungen, die Entnahme von Abwasserproben, die Durchführung von Messungen 
und zur Ermittlung preislicher Bemessungsgrundlagen erforderlich ist. Dasselbe gilt 
für die Überprüfung der Grundstücksanschlüsse und Messschächte, wenn der WVSO 
sie nicht selbst unterhält. Die Anschlussnehmer werden vorher verständigt; das gilt 
nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen. Das Zutrittsrecht ist ausdrücklich 
vereinbart.

12.2.  Der	Anschlussnehmer	 ist	verpflichtet,	seinen	Mietern,	Pächtern	oder	sonstigen	Nut-
zungsberechtigten aufzuerlegen, den Beauftragten des WVSO zu den in  Ziffer 12. 1 
genannten Zwecken Zutritt zum Grundstück und zu ihren Räumen zu gewähren. Der 
Anschlussnehmer	 ist	verpflichtet,	 soweit	aus	den	 in	Ziffer	12.1	genannten	Gründen	
erforderlich, den Beauftragten die Möglichkeit zu verschaffen, die Räume sonstiger 
Dritter zu betreten.

12.3.  Die Bestimmungen der Ziffern 12.1 bis 12.2 gelten in gleicher Weise für Betreiber von 
Grundstückskläranlagen	und	abflusslose	Sammelgruben.

13. Abwasserentgelt
13.1.  Für die Benutzung der Abwasseranlagen wird ein Abwasserentgelt, bestehend aus 

Grundpreis und Arbeitspreis, gemäß den jeweils gültigen Preisregelungen „Abwasser“ 
des WVSO in der jeweils geltenden Fassung erhoben.

13.2.  Der Grundpreis wird je Anschlussnehmer erhoben. Die Höhe ergibt sich aus den Preis-
regelungen „Abwasser“ in der jeweils geltenden Fassung.

13.3  Der Arbeitspreis wird nach der Menge und Art des in die öffentliche Abwasseranlage 
gelangten Abwassers bemessen. 

  Als in die öffentliche Abwasseranlage gelangt gelten:
 a)  die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zu-

geführte und durch Messeinrichtungen ermittelte Frischwassermenge
 b)  die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser-

menge.
13.4.  Wird in die jeweilige Abwasseranlage stark verschmutztes Abwasser eingeleitet, so 

werden zu dem jeweils gültigen Arbeitspreis nachfolgende Verschmutzungszuschläge 
erhoben.

  Der Verschmutzungsgrad - gemessen am chemischen Sauerstoffbedarf (CSB), des 
Rohwassers in mg/l - wird durch mindestens fünf Kontrollen pro Jahr festgestellt und 
mit dem Mittelwert festgesetzt. Dabei bleibt der jeweils höchste und niedrigste Wert 
unberücksichtigt.

  Der Verschmutzungszuschlag beträgt für jeden m3 Abwasser bei einem Verschmut-
zungsgrad von

 a) 750 - 2000 mg/l  = 20 % Zuschlag
 b) 2000  - 4000 mg/l  = 30 % Zuschlag
 c) 4000 - 10.000 mg/l  = 40 % Zuschlag
 d) über 10.000 mg/l  = 50 % Zuschlag
13.5.  Auf Verlangen des WVSO hat der Anschlussnehmer zur Festsetzung der Wassermenge 

im Sinne des Absatzes 13.3 Messeinrichtungen, die den eichrechtlichen Vorschriften 
entsprechen müssen, auf seine Kosten anzubringen, durch den Verband abnehmen zu 
lassen und zu unterhalten. Der Zählerstand ist dem Verband zum Abrechnungszeit-
punkt mitzuteilen. Der WVSO kann jederzeit die Nachprüfung der Messeinrichtung 
durch die Eichbehörde oder eine staatliche anerkannte Prüfstelle im Sinne des § 6 Abs. 
2 des Eichgesetzes verlangen. Die Kosten der Prüfung fallen dem Anschlussnehmer 
zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen überschreitet, 
sonst dem WVSO. Verlangt der WVSO keine Messeinrichtung, so hat der Anschlus-
snehmer den Nachweis der eingeleiteten Abwassermengen durch nachprüfbare Anga-
ben	zu	erbringen.	Kommt	der	Anschlussnehmer	dieser	Verpflichtung	nicht	nach	oder	
zeigt die Messeinrichtung des Anschlussnehmers nicht richtig oder überhaupt nicht an, 
so ist der WVSO berechtigt, die eingeleitete Abwassermenge zu schätzen.

  Der entstandene Aufwand für die Messeinrichtung sowie die durchzuführende Abnah-
me durch den Beauftragten des WVSO gehen zu Lasten des Anschlussnehmers. 

13.6.  Bei Schätzungen gemäß Ziffer 13.5 Satz 5 wird eine Abwassermenge von 2,7 m3 pro 
Person und Monat angenommen.

13.7.  Nachweislich den öffentlichen Abwasseranlagen nicht zugeführte Abwassermengen 
können auf Antrag des Anschlussnehmers bei der Berechnung des Abwasserentgeltes  
abgesetzt werden.

  Der Antrag muss bis zum Ende des Kalenderjahres oder des davon abweichenden Ab-
rechnungszeitraumes vom Anschlussnehmer gestellt werden.

  Die	Nachweispflicht	 für	 nicht	 zugeführte	Abwassermengen	 obliegt	 dem	Anschlus-
snehmer. 

  Der entstandene Aufwand für die Messeinrichtung sowie die durchzuführende Abnah-
me durch den Beauftragten des WVSO gehen zu Lasten des Anschlussnehmers. 

13.8.  Für	die	Ermittlung	der	aus	den	abflusslosen	Sammelgruben	zu	entsorgenden	Menge	
des	Abwassers	gilt	der	Frischwassermaßstab.	Insoweit	finden	die	Bestimmungen	13.1-
7 entsprechend Anwendung.

13.9.  Für die Ermittlung der Menge des aus Kleinkläranlagen zu entsorgenden Fäkal-
schlamms gilt die vor Ort entnommene Fäkalschlammmenge in m3.

14. Rechnungslegung und Bezahlung 
14.1.  Die Rechnungslegung für die eingeleitete Abwassermenge, erfolgt ein- oder mehrmo-

natlich oder im Abstand von etwa 12 Monaten (= Abrechnungsjahr).  
14.2.  Wird die Wassermenge jährlich abgelesen und abgerechnet, erhebt der WVSO in glei-

chen Abständen Abschläge für die Entsorgung. Deren Höhe bemisst sich nach der 
durchschnittlichen berechneten Abwassermenge des Anschlussnehmers im vorange-
gangenen Abrechnungsjahr bzw. bei einem neuen Anschlussnehmer nach der durch-
schnittlichen berechneten Abwassermenge vergleichbarer Anschlussnehmer.

14.3.  Die endgültige Abrechnung erfolgt aufgrund einer Ablesung am Ende des jeweiligen 
Abrechnungsjahres (Zwölfmonats-Zeitraum) unter Berücksichtigung der in diesem 
Zeitraum abgebuchten bzw. gezahlten Abschläge.

14.4.  Wird die Wassermenge ein- oder mehrmonatlich abgelesen und abgerechnet, erhebt 
der WVSO einen Abschlag, der zum angegebenen Zeitpunkt, frühestens jedoch zwei 
Wochen nach Zugang der Zahlungsaufforderung, fällig wird. Der Abschlag bemisst 
sich nach der durchschnittlichen Wassermenge des Anschlussnehmers im zuletzt ab-
gerechneten Zeitraum bzw. bei einem neuen Anschlussnehmer nach der durchschnitt-
lichen Wassermenge vergleichbarer Anschlussnehmer.

14.5.  Die endgültige Abrechnung entsprechend der abgelesenen Wassermenge erfolgt unter 
Berücksichtigung des gezahlten Abschlages in Verbindung mit der nächsten Able-
sung.

14.6.  Ändern sich innerhalb eines Abrechnungszeitraumes die Preise, so wird die für die 
neuen Preise maßgebliche Abwassermenge zeitanteilig berechnet. Entsprechendes gilt 
bei Änderung der Umsatzsteuer.

15.  Zahlungsverzug; Einstellung und Wiederaufnahme der Entsorgung
15.1.  Die Rechnungsbeträge werden entsprechend den Rechnungsangaben fällig.
  Als Zahlungstag gilt bei Überweisung der Tag der Gutschrift. Einwendungen gegen 

Rechnungen sollen binnen eines Monats nach Zugang erhoben werden.
 Mahnungen	sind	kostenpflichtig.	
 Es werden
 für die 1. Mahnung 5,00	€
 für die 2. Mahnung 10,00	€
 erhoben.

 Weiterhin werden
 für den Einzug durch Beauftragte 15,00	€
 für das gerichtliche Mahnverfahren  20,00	€
 erhoben.
  Für den Verzugszeitraum werden Verzugszinsen in Höhe von 8 % fällig.
 Bei Ratenzahlungen und Stundungsvereinbarungen werden 6 % Zinsen erhoben. 
15.2.  Bei	Nichterfüllung	der	Zahlungsverpflichtung	trotz	Mahnung	ist	der	WVSO	berech-

tigt, die Entsorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn 
der Anschlussnehmer darlegt, dass die Folgen der Einstellung außer Verhältnis zur 
Nichterfüllung	der	Zahlungspflicht	stehen	und	hinreichende	Aussicht	besteht,	dass	er	
seiner	Zahlungsverpflichtung	zukünftig	fristgemäß	nachkommt.

15.3.  Der WVSO hat die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald der An-
schlussnehmer die Kosten der Einstellung und der Wiederaufnahme der Entsorgung 
ersetzt hat.

15.4.  Einwendungen gegen Rechnungen und Abschlagsberechnungen berechtigen zum 
Zahlungsaufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur

 1. soweit sich aus den Umständen ergibt, dass offensichtliche Fehler vorliegen, und
  2. wenn der Zahlungsaufschub oder die Zahlungsverweigerung innerhalb von 2 Jah-

ren nach Zugang der fehlerhaften Rechnung oder Abschlagsrechnung geltend gemacht 
wird.

15.5.  Gegen Ansprüche des Unternehmens kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. 

16. Änderungsklausel
  Der WVSO ist berechtigt, diese AEB-A nebst Anlagen zu ändern oder zu ergänzen. 

Derartige Änderungen werden in den Amtsblättern des Landkreises Stendal, des Alt-
markkreises Salzwedel und des Landkreises Börde öffentlich bekannt gemacht.

 Damit gelten sie als zugegangen und sind Vertragsbestandteil.

17. Inkrafttreten
  Diese Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser sind gültig ab dem 

01.01.2010 und ersetzen sämtliche bisher geltenden Regelungen hinsichtlich der Ent-
sorgung durch den WVSO.

Osterburg, den 11. Dezember 2009

Schröder
Verbandsgeschäftsführer

Wasserverband Stendal-Osterburg

Änderung
Preisregelungen Abwasser - ab 1.1.2010

2.  Hausanschlusskosten

2.1)   Die Kosten für die Herstellung eines Abwasseranschlusses bis DN 150 mm werden 
pauschaliert berechnet. Bis zu einer Länge von 10 m einschließlich Grundstücksan-
schlussschacht beträgt die Pauschale 2.180,- d. Die darüber hinausgehende Länge 
wird mit 72,- d je Meter berechnet.

  *Straßenmitte	ist	wie	folgt	definiert:	Die	„Straßenmitte“	ist	der	rechnerisch	ermittelte	
Wert zwischen zwei gegenüberliegenden Grundstücksgrenzen.

2.2)   Für Abwasserhausanschlüsse größer als DN 150 mm und bei Veränderungen eines 
Anschlusses werden die Kosten nach tatsächlichem Aufwand berechnet.

3.  Benutzungsentgelt
 Das Benutzungsentgelt berechnet sich auf der Grundlage von Ziffer 13 AEB-A.
 Fäkalschlammentsorgung/Sammelgruben 10,00 EUR/m3

Osterburg, 14. Dezember 2009

Schröder
Verbandsgeschäftsführer

Wasserverband Stendal-Osterburg

Öffentliche Bekanntmachung

Beschluss der Verbandsversammlung des Wasserverbandes Stendal-Osterburg vom 
9. Dezember 2009 über die Feststellung des Jahresabschlusses 2008 sowie die Behand-
lung des Jahresergebnisses und über die Entlastung des Verbandsgeschäftsführers

Die Verbandsversammlung hat am 9.12.2009 den Jahresabschluss 2008 mit folgenden Da-
ten festgestellt:
Bilanzsumme 182.446.476,52 d
davon entfallen auf der Aktivseite auf
das Anlagevermögen 167.083.889,00 d 
das Umlaufvermögen 15.360.114,12 d
Rechnungsabgrenzungsposten 2.473,40 d
davon entfallen auf der Passivseite auf
das Eigenkapital 33.712.612,12 d
den Sonderposten für Investitionszuschüsse 36.817.381,52 d
die empfangenen Ertragszuschüsse 20.037.184,35 d
die Rückstellungen 5.453.341,87 d
die Verbindlichkeiten 86.636.092,86 d
Rechnungsabgrenzungsposten 794,27 d
Jahresverlust 210.930,47 d

Summe der Erträge 18.984.579,30 d

Summe der Aufwendungen 19.195.509,77 d

Verwendung des Jahresgewinnes/Behandlung des Jahresverlustes

Es wurde der Beschluss gefasst, den Jahresverlust 2008 im Geschäftsbereich Abwasser in 
Höhe von 737.888,59 d gegen die Allgemeine Rücklage zu buchen und den Jahresgewinn 
im Geschäftsbereich Trinkwasser in Höhe von 526.958,12 d der Allgemeinen Rücklage 
zuzuführen.
Der Bestätigungsvermerk der Wirtschaftsprüfer hat folgenden Wortlaut:

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht des

Wasserverbandes Stendal-Osterburg

für das Wirtschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2008 geprüft. Die Buchführung und 
die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtli-
chen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschriften liegen in der Verant-
wortung des Verbandsgeschäftsführers. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben.
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 131 GO LSA unter Be-
achtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen 
und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 
durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld des Verbandes sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungsle-
gungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchfüh-
rung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 
Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 
wesentlichen Einschätzungen des Verbandsgeschäftsführers sowie die Würdigung der Ge-
samtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass 
unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet.
Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse ent-
spricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung 
der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Verbandes. Der Lagebericht steht 
in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der 
Lage des Verbandes und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung dar.

Magdeburg, den 28. August 2009

PricewaterhouseCoopers
Aktiengesellschaft
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez. Peter Nuretinoff gez. ppa. Markus Salzer
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

Feststellungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes des Landkreises Stendal zum 
Jahresabschluss 2008 des Wasserverbandes Stendal-Osterburg

Als die mit der Rechnungsprüfung beauftragte Stelle trifft das Rechnungsprüfungsamt des 
Landkreises Stendal gemäß den kommunal- und eigenbetriebsrechtlichen Bestimmungen 
des Landes Sachsen-Anhalt für den Jahresabschluss zum 31.12.2008 den folgenden Fest-
stellungsvermerk:

„Es wird festgestellt, dass nach pflichtgemäßer, am 28. August 2009 abgeschlossener 
Prüfung durch die mit der Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2008 beauftrag-
te PricewaterhouseCoopers Aktiengesellschaft/Wirschaftsprüfungsgesellschaft die 
Buchführung und der Jahresabschluss des Wasserverbandes Stendal-Osterburg den 
gesetzlichen Vorschriften und der Verbandssatzung entsprechen. Der Jahresabschluss 
des Verbandes vermittelt unter Beachtung der Grundsätze einer ordnungsgemäßen 
Wirtschaftsführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragssituation des Verbandes. Der Lagebericht steht im Ein-
klang mit dem Jahresabschluss. Die wirtschaftlichen Verhältnisse geben zu Beanstan-
den keinen Anlass.“

Stendal, den 27.10.2009

gez. Mosow
Amtsleiter

Dem Verbandsgeschäftsführer wurde am 9.12.2009 Entlastung erteilt.
Jahresabschluss, Lagebericht und Erfolgsübersicht des Jahres 2008 liegen zur Einsichtnah-
me in der Zeit vom 1.2.2010 bis 15.2.2010 beim Wasserverband Stendal-Osterburg, Am 
Bültgraben 5 in Osterburg während der Dienstzeit aus.

Osterburg, den 10.12.2009

Schröder
Verbandsgeschäftsführer

Wasserverbandes Stendal-Osterburg

S A T Z U N G
über die Entwässerung der Grundstücke, den Anschluss an die 
öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung im Gebiet des 

Wasserverbandes Stendal-Osterburg (WVSO) 
(Entwässerungssatzung)

Aufgrund der §§ 6 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt (GO-LSA) 
vom 05.10.1993 (GVBl. LSA S. 568)  und §§ 9 und 16 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale 
Gemeinschaftsarbeit (GKG-LSA) vom 26.02.1998 (GVBl. LSA S. 81) in Verbindung mit 
§§ 150 und 151 des Wassergesetzes für das Land Sachsen Anhalt (WG-LSA) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12.04.2006 (GVBl. LSA S. 248) in der jeweils gültigen Fassung 
hat die Verbandsversammlung des Wasserverbandes Stendal-Osterburg auf ihrer Sitzung am 
09.12.2009 die folgende Satzung über den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage und 
deren Benutzung im Gebiet des Wasserverbandes Stendal-Osterburg beschlossen

§ 1
Allgemeines, öffentliche Einrichtung

(1) Der WVSO betreibt in seinem Gebiet Abwasseranlagen als öffentliche Einrichtung.
(2)  Der WVSO übernimmt es nach Maßgabe dieser Satzung und den „Allgemeinen Entsor-

gungsbedingungen für Abwasser“ (AEB-A), in seinem Gebiet die Abwässer zu sammeln, 
fortzuleiten und zu behandeln. Die Abwasserbeseitigung umfasst auch das Einsammeln 
und	Abfahren	des	 in	Kleinkläranlagen	anfallenden	Schlamms	und	des	 in	abflusslosen	
Gruben gesammelten Abwassers.

(3)  Der WVSO entscheidet über Art, Lage, Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen so-
wie den Zeitpunkt ihrer Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Veränderung oder Be-
seitigung.

(4)  Anschluss- und Benutzungsrecht sowie -zwang als hoheitliche Aufgabe richten sich nach 
dieser Satzung. Das Verhältnis zwischen den Benutzern der Abwasseranlagen und dem 
WVSO wird gemäß seiner „Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwasser -AEB-
A-“ geregelt.

§ 2
Umfang der öffentlichen Einrichtungen

Zu den öffentlichen Abwasseranlagen gehören
a)  das gesamte öffentliche Kanalnetz, bestehend aus Kanälen für Schmutzwasser (Trenn-

verfahren), Abwasserdruckleitungen, Bürgermeisterkanälen oder Kanälen zur Aufnahme 
aller Abwässer (Mischverfahren),

b)  die Anschlussleitung vom Kanalabzweig (Einlassstück) bis einschließlich eines Grund-
stückanschlussschachtes,	 der	 sich	 in	 der	Regel	 auf	 dem	Grundstück	 befindet;	 bei	An-
schluss an eine Abwasserdruckleitung endet die öffentliche Abwasseranlage an der 
Grundstücksgrenze. 

c) die Abwasserpumpstationen,
d) die Kläranlagen,
e) die Betriebsgrundstücke, -gebäude und -einrichtungen,
f)  Anlagen und Einrichtungen, die nicht von dem WVSO selbst, sondern von Dritten herge-

stellt und zu unterhalten sind, wenn sich der WVSO dieser Anlagen und Einrichtungen zur 
Ableitung der Abwässer bedient,

g)  Einrichtungen und Vorkehrungen zur Beseitigung des in Hauskläranlagen anfallenden 
Schlammes	und	des	in	abflusslosen	Sammelgruben	gesammelten	Abwassers	(öffentliche	
Fäkalschlammentsorgung).

§ 3
Grundstücksbegriff

(1)  Grundstück im Sinne dieser Satzung ist jedes räumlich zusammenhängende und einem 
gemeinsamen Zweck dienende Grundeigentum desselben Eigentümers, das eine selb-
ständige wirtschaftliche Einheit bildet, auch wenn es sich um mehrere Grundstücke oder 
Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts handelt, insbesondere dann, 
wenn ihm eine eigene Hausnummer zugeteilt wird.

(2)  Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vorschriften gelten 
auch für Erbbauberechtigte, Nießbraucher sowie Wohnungseigentümer und Wohnungs-
erbbauberechtigte im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes vom 15.03.51 (BGBI.I.S. 
175) in der jeweils gültigen Fassung sowie ähnlich zur Nutzung eines Grundstücks ding-
lich	Berechtigte.	Von	mehreren	dinglich	Berechtigten	ist	jeder	berechtigt	und	verpflich-
tet; sie haften als Gesamtschuldner. 

§ 4
Begriffsbestimmungen

(1)  Abwasser im Sinne dieser Satzung ist das durch häuslichen, gewerblichen, land-
wirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und 
das	 bei	 Trockenwetter	 damit	 zusammen	 abfließende	 Wasser.	 Als	 Abwasser	 gel-
ten auch die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen aus-
tretenden und gesammelten Flüssigkeiten.  
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten nicht

a)  für das durch landwirtschaftlichen Gebrauch anfallende Abwasser einschließlich Jauche 
und Gülle, das dazu bestimmt ist, auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzte Böden aufgebracht zu werden.

b) für unverschmutztes Abwasser, welches zur Gewinnung von Wärme abgekühlt wurde,
c)  für Niederschlagswasser.  

- Der WVSO nimmt im Auftrag der Kommunen Aufgaben der Vorbereitung, Durchfüh-
rung und des Betriebes von Regenwasserkanalisationen und -behandlungsanlagen wahr. 
Diese	Aufgaben	und	finanziellen	Abgrenzungen	sind	gesondert	mit	den	Kommunen	zu	
vereinbaren.

(2)  Kanäle sind Mischwasserkanäle, Abwasserkanäle, Bürgermeisterkanäle einschließlich 
der Sonderbauwerke wie z.B. Pumpwerke.
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(3) Abwasserkanäle dienen ausschließlich der Aufnahme von Abwasser.
(4) Mischwasserkanäle sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Abwasser bestimmt.
(5)  Zentrale Abwasserbehandlungsanlage ist eine Anlage zur Behandlung des in den Ka-

nälen	gesammelten	oder	aus	abflusslosen	Sammelgruben	abgefahrenen	Abwassers	ein-
schließlich der Ableitung zum Gewässer.

(6)  Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle) sind die Anschlussleitungen vom Kanalab-
zweig bis zum anzuschließenden Grundstück einschließlich des Grundstücksanschluss-
schachtes,	der	sich	in	der	Regel	auf	dem	Grundstück	befindet;	bei	Abwasserdruckleitun-
gen die Anschlussleitungen vom Kanalabzweig bis zum anzuschließenden Grundstück. 

(7)  Bürgermeisterkanäle sind im Gefälle erdverlegte Rohrleitungen, die in Teilgebieten von 
Städten und Gemeinden vorrangig Niederschlagswasser von Straßen, Wegen und Plät-
zen, jedoch auch in Kleinkläranlagen gereinigtes Abwasser in ein Gewässer einleiten.

(8)  Grundstücksentwässerungsanlagen sind die Einrichtungen eines Grundstücks, die dem 
Sammeln bzw. dem Behandeln oder Ableiten des Abwassers dienen, soweit sie nicht Be-
standteil der öffentlichen Abwasseranlage sind. Die Grundstücksentwässerungsanlage 
endet auf der Anschlussnehmerseite vor dem Grundstücksanschlussschacht, ist dieser 
nicht vorhanden, an der Grundstücksgrenze und bei Altanlagen an der Einleitstelle im 
Kanal.

(9)  Grundstücksanschlussschacht ist eine Einrichtung - im Regelfall - auf dem Grundstück 
des Anschlussnehmers, die zur Durchführung von Kontroll-, Mess- und Reinigungsar-
beiten sowie Probennahmen dient. Der Schacht kann sich auch außerhalb des Grund-
stückes	befinden,	wenn	dies	technisch	bedingt	ist	oder	die	Installation	auf	dem	Grund-
stück mit erhöhtem Aufwand verbunden wäre.

§ 5
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1)  Jeder Grundstückseigentümer und Erbbauberechtigte eines im Gebiet des WVSO liegen-
den Grundstücks ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstücks an die Abwasseranla-
gen und das Einleiten der auf seinem Grundstück anfallenden Abwässer nach Maßgabe 
dieser Satzung und unter Wahrung der Allgemeinen Entsorgungsbedingungen für Abwas-
ser - AEB-A - zu verlangen (Anschlussberechtigter).   
Sind für ein Grundstück mehrere Anschlussberechtigte vorhanden, so treffen die Rechte 
und	Pflichten	dieser	Satzung	jeden	Anschlussberechtigten	in	vollem	Umfang.

(2)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstük-
ke, die an eine öffentliche Straße, einen öffentlichen Weg oder Platz grenzen oder 
durch einen öffentlichen oder privaten Weg einen unmittelbaren Zugang zu ei-
ner öffentlichen Straße, einem öffentlichen Weg oder Platz haben und der Ka-
nal in der öffentlichen Straße, dem öffentlichen Weg oder Platz betriebsfertig 
hergestellt ist. Der WVSO kann auch sonstigen dinglich Berechtigten (z.B. Hinterlie-
gern) eine Anschlussberechtigung erteilen.   
Die Herstellung, Erweiterung oder Änderung bestehender Abwasserleitungen kann nicht 
verlangt werden.

(3)  Der Anschluss eines Grundstücks an eine bestehende Abwasseranlage kann versagt 
werden, wenn die Entwässerung wegen der Lage des Grundstücks oder sonstiger tech-
nischer und betrieblicher Gründe erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder besondere 
Maßnahmen und Kosten erfordert.

(4)  Das Anschluss- und Benutzungsrecht besteht auch in den Fällen des Abs. 2 und 3, so-
fern	der	Grundstückseigentümer	sich	verpflichtet,	die	mit	dem	Bau	und	Betrieb	zusam-
menhängenden Mehrkosten zu tragen und auf Verlangen des WVSO Sicherheiten zu 
leisten.

(5)  Bei neu zu errichtenden Eigenheimgebieten kann der WVSO unabhängig von den Rege-
lungen der Absätze 1-4 Erschließungsvereinbarungen abschließen.

(6)  Jedes Grundstück, das an die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen wird, 
ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer Grundstücksentwässerungs-
anlage zu versehen, die nach dem Stand der Technik herzustellen, zu betrei-
ben, zu unterhalten und ggf. zu ändern ist.  
In den nach Trennverfahren entwässerten Gebieten darf das Abwasser nur dem dafür 
bestimmten Kanal zugeführt werden. In Ausnahmefällen kann angeordnet werden, dass 
zur besseren Spülung des Abwasserkanals das Niederschlagswasser einzelner günstig 
gelegener Grundstücke in diesen eingeleitet wird.

§ 6
Anschluss- und Benutzungszwang

(1)  Der	Anschlussberechtigte	ist	verpflichtet,	sein	Grundstück,	sofern	es	bebaut	ist, an eine 
bestehende Abwasseranlage anzuschließen und diese zu benutzen. Kleinkläranlagen u.ä. 
sind in diesen Fällen außer Betrieb zu nehmen, zu leeren und zu reinigen, sofern es sich 
um einen Anschluss an einen Abwasserkanal handelt.

(2)  Der WVSO kann den Anschluss von unbebauten Grundstücken verlangen, wenn ein 
besonderes öffentliches Bedürfnis dies erfordert.

(3)  Die	Verpflichtung	nach	§	6	Abs.	1	richtet	sich	auf	den	Anschluss	an	die	zentrale	Abwas-
seranlage, soweit der öffentliche Kanal vor dem Grundstück betriebsbereit vorhanden 
ist, sonst auf Anschluss des Grundstücks an die öffentliche Fäkalschlammentsorgung 
(Ausfuhr	des	in	der	abflusslosen	Sammelgrube	anfallenden	Abwassers	bzw.	des	in	der	
Kleinkläranlage anfallenden Schlammes).   
Sofern der Anschluss an einen Bürgermeisterkanal erfolgt, ist auch der Anschluss an 
die öffentliche Fäkalschlammentsorgung vorzunehmen und der Anschlussberechtigte ist 
verpflichtet	den	in	den	Grundstückskläranlagen	anfallenden	Schlamm	durch	den	WVSO	
entsorgen zu lassen.

(4)  Besteht ein Anschluss an die öffentliche Fäkalschlammentsorgung, kann der WVSO 
den Anschluss an die zentrale Abwasseranlage verlangen, sobald die Vorausset-
zungen des Abs. 3 nachträglich eintreten.   
Der Anschluss ist binnen drei Monaten nach Zugang der Aufforderung vorzunehmen. 

(5)  Bei Neu- und Umbauten ist der Anschluss innerhalb von drei Monaten nach schriftlicher 
Aufforderung, vor der Gebrauchsabnahme des Bauwerks, auszuführen.

(6)  Der WVSO kann den Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage 
anordnen. Der Grundstückseigentümer hat den Anschluss nach Zugang der Aufforde-
rung des WVSO über die Ausübung des Anschlusszwangs innerhalb von drei Monaten 
vorzunehmen. 

(7)  Werden an einer Erschließungsstraße, in die später Entwässerungskanäle eingebaut wer-
den sollen, Neubauten errichtet, so sind auf Verlangen des WVSO alle Einrichtungen für 
den künftigen Anschluss an die zentrale Abwasseranlage vorzubereiten.

8)  Wird an öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen, in denen noch kein Kanal liegt, wohl 
aber geplant ist, ein Neubau errichtet oder in einem bereits bestehenden Bauwerk die vor-
handene Abwassereinrichtung wesentlich geändert oder erneuert, so sind auf Verlangen 

des WVSO die notwendigen Einrichtungen für den späteren Anschluss zu planen und 
vorzusehen.

(9)  Besteht für die Ableitung aller oder eines Teils der Abwässer kein natürliches Gefälle, 
kann der WVSO den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage durch den Anschlussberech-
tigten auf dessen Kosten verlangen. Die Hebeanlage gehört zur Grundstücksentwässe-
rungsanlage.

(10)  Wenn und soweit ein Grundstück an eine Abwasseranlage angeschlossen ist, ist der 
Grundstückseigentümer	 verpflichtet,	 alles	 anfallende	Abwasser	 -	 unter	Wahrung	 der	
Regelungen „Einleitungsbedingungen und -beschränkungen“ in der Anlage zu diesen 
AEB-A - der Abwasseranlage zuzuführen.

(11)  Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwangs, so haben die 
Anschlussberechtigten dies unverzüglich dem WVSO mitzuteilen.

§ 7
Ausnahmen und Befreiungen

(1)  Von den Vorschriften dieser Satzung, die als Regel oder Sollvorschrift aufge-
stellt oder bei denen Ausnahmen vorgesehen sind, können auf Antrag Ausnahmen 
oder Befreiungen gestattet werden, wenn dem öffentliche Belange nicht entgegen-
stehen.          
Der Antrag ist unter Angabe der Gründe innerhalb eines Monats nach der Aufforderung 
zum Anschluss schriftlich beim WVSO zu stellen.

(2)  Die Befreiung und die Ausnahmegenehmigung können unter Bedingungen und Auf-
lagen sowie befristet erteilt werden. Sie stehen unter dem Vorbehalt des jederzeitigen 
Widerrufs.

(3)  Vom Anschluss- und Benutzungszwang für Abwasser kann auf Antrag nach Abs. 1 Satz 2 
ganz oder teilweise befreit werden, wenn der Anschluss des Grundstücks an die öffentliche 
Abwasseranlage für den Grundstückseigentümer unter Berücksichtigung der Erforder-
nisse des Gemeinwohls unzumutbar ist.   
Wird eine Befreiung bezüglich des Sammelns, des Behandelns und des Ableitens aus-
gesprochen,	besteht	 für	das	Grundstück	die	Verpflichtung	zum	Bau	und	Betrieb	einer	
Grundstückskläranlage und zum Anschluss an die öffentliche Fäkalschlammentsor-
gung.

§ 8
Antrags- und Zustimmungsverfahren für Grundstücksentwässerungsanlagen

(1)   Die Einleitung von Abwässern in die öffentliche Abwasseranlage sowie die Herstel-
lung und die Veränderung von Einrichtungen zur Beseitigung und Vorbehandlung der 
Abwässer	eines	Grundstücks	sind	zustimmungspflichtig	und	entsprechend	zu	bean-
tragen.

(2)  Das Antragsverfahren entfällt bei Komplexerschließungen. 
(3)   Der WVSO entscheidet, ob und in welcher Weise das Grundstück anzuschließen ist. 

Er kann Untersuchungen der Abwasserbeschaffenheit sowie Begutachtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen durch Sachverständige verlangen, sofern das zur 
Entscheidung über den Entwässerungsantrag erforderlich erscheint. Die Kosten hat 
der Grundstückseigentümer zu tragen.

(3)   Die Zustimmung wird ungeachtet privater Rechte erteilt und lässt diese unberührt. 
Sie gilt auch für und gegen die Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers bzw. 
des Inhabers der Zustimmung. Sie ersetzt nicht Erlaubnisse und Genehmigungen, die 
ggf. für den Bau oder Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage nach anderen 
Rechtsvorschriften erforderlich sind.

(4)   Der WVSO kann - abweichend von den Regelungen Einleitungsbedingungen und 
-einschränkungen, Anlage zu den AEB-A - die Zustimmung unter Bedingungen und 
Auflagen	unter	dem	Vorbehalt	des	Widerrufs	 sowie	der	nachträglichen	Einschrän-
kung oder Änderung erteilen.

(5)   Vor der Erteilung der Zustimmung zur Grundstücksentwässerungsanlage darf mit de-
ren Herstellung oder Änderung nur begonnen werden, wenn und soweit der WVSO 
sein Einverständnis erklärt hat.

(6)  Ändert sich die Zusammensetzung der von einem Grundstück einzuleitenden Ab-
wässer so, dass die Einleitungseinschränkungen der Anlage zu den AEB-A oder die 
Grenzwerte der Zustimmung überschritten werden, ist die Zustimmung erneut zu 
beantragen.

(7)   Die Zustimmung zur Einleitung von gewerblichen und industriellen Abwässern so-
wie	sonstiger,	nicht	häuslicher	Abwässer	wird	widerruflich	erteilt	und	kann	mit	Ne-
benbestimmungen versehen werden. Dies gilt auch für Abwässer von Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, wie Bundeswehr, Bundesbahn, Bundespost, Schulen u. ä.

(8)   Der Antrag ist schriftlich bei dem WVSO zu stellen. Er muss enthalten
  a) die Beschreibung der auf dem Grundstück geplanten und bestehenden Anlage mit 

Angabe	der	Größe	und	Befestigungsart	der	Hoffläche,
  (b) bei Industrie- und Gewerbebetrieben, Krankenanstalten u.ä. Einrichtungen, An-

gaben über Art, Menge und Zusammensetzung der Abwässer.
(9)   Dem Antrag sind alle für die Beurteilung der Grundstücksentwässerungsanlage erfor-

derlichen Unterlagen als Anlagen beizufügen.
(10)   Sämtliche Antragsunterlagen sind von dem Anschlussberechtigten zu unterschrei-

ben. 
(11)  Der WVSO prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungsanlagen den 

Bestimmungen dieser Satzung sowie den technischen Bestimmungen für den Bau 
und Betrieb von Grundstücksanlagen (DIN 1986), den „Technischen Anforderungen 
Abwasser“ des Verbandes und den anderen Anforderungen an den Stand der Tech-
nik entsprechen. Ist das der Fall, so erteilt der WVSO schriftlich seine Zustimmung 
und gibt eine Ausfertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungsvermerk 
zurück.	Die	Zustimmung	kann	mit	Bedingungen	und	Auflagen	erteilt	werden.	Ande-
renfalls setzt der WVSO dem Bauherrn unter Angabe der Mängel eine angemessene 
Frist zur Berichtigung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

  Der WVSO ist berechtigt, Ergänzungen der Unterlagen, Sonderzeichnungen, Abwas-
seruntersuchungsergebnisse und Stellungnahmen von Sachverständigen zu fordern, 
soweit dies notwendig ist.

(12)   Für neu herzustellende oder zu ändernde Grundstücksentwässerungsanlagen kann 
die Zustimmung davon abhängig gemacht werden, dass bereits vorhandene Anlagen, 
die den Vorschriften dieser Satzung nicht entsprechen, gleichzeitig satzungsgemäß 
hergerichtet oder entfernt werden.

(13)   Ergeben sich während der Ausführungsplanung oder der Ausführung Abweichungen 
von der Zustimmung, ist unverzüglich das Einvernehmen mit dem WVSO herzustel-
len und ein Nachtrag zur Zustimmung vorzulegen.

(14)  Die Zustimmung erlischt drei Jahre nach Zustellung, wenn

 a) mit der Ausführung der Arbeiten nicht begonnen wird
 oder
 b) eine begonnene Ausführung länger als drei Jahre eingestellt war.

§ 9
Eigentum an Abwasser

Die Abwässer werden mit der Einleitung in die Abwasseranlage Eigentum des WVSO. Dar-
in vorgefundene Wertgegenstände werden als Fundsache behandelt. 

§ 10
Betrieb von Grundstückskläranlagen und abflusslosen Sammelgruben mit Anschluss 

an die öffentliche Fäkalschlammentsorgung
(1)  Sind betriebsfähige öffentliche Abwasserkanäle noch nicht vorhanden oder Gebiete noch 

nicht an eine öffentliche Kläranlage angeschlossen, ist das Abwasser in Grundstücks-
kläranlagen	und	in	Ausnahmefällen	in	abflusslosen	Sammelgruben	einzuleiten.

       Die	Grundstückskläranlage	bzw.	abflusslose	Sammelgrube	ist	auf	dem	jeweiligen	Grund-
stück des Anschlussberechtigten zu erstellen; sie ist Bestandteil der Grundstücksentwäs-
serungsanlage. 

(2)  Jedes	Grundstück	mit	einer	Grundstückskläranlage	oder	abflusslose	Sammelgrube	unter-
liegt der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung.

(3)  Jeder Grundstückseigentümer ist nach Maßgabe dieser Satzung zum Anschluss seines 
Grundstücks, für das Abs. 1 zutrifft, an die öffentliche Fäkalschlammentsorgung berech-
tigt. Er ist dabei insbesondere auch berechtigt, allen anfallenden Fäkalschlamm entsor-
gen zu lassen. Die §§ 5 und 6 dieser Satzung gelten entsprechend.

(4)  Die	zum	Anschluss	 Berechtigten	 nach	Abs.	 3	 sind	 verpflichtet,	 ihre	Grundstücke	 an	
die öffentliche Fäkalschlammentsorgung anzuschließen (Anschlusszwang) und diese zu 
benutzen.

(5)  Hinsichtlich	der	 Beschränkungen	 des	 in	 die	 Grundstückskläranlage	 bzw.	 abflusslose	
Sammelgrube einzuleitenden Abwassers gelten die Einleitungsbedingungen und -be-
schränkungen, Anlage zu den AEB-A, entsprechend.

§ 11
Zwangsmittel

(1)  Für den Fall, dass die Vorschriften dieser Satzung nicht befolgt werden oder gegen sie 
verstoßen wird, kann nach den §§ 53,54,55 und 56 des Gesetzes für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung (SOG-LSA)  i. d. F. vom 23.09.2003 (GVBl. S. 214)  in Verbin-
dung mit § 71 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt vom 
23.06.1994 (GVBl. S. 710) - jeweils in der zur Zeit gültigen Fassung - ein Zwangsgeld 
bis	500.000	€	angedroht	und	festgesetzt	werden.	Die	Zwangsgeldfestsetzung	kann	wie-
derholt werden, bis die angeordnete Maßnahme durchgeführt wurde.

(2)  Die zu erzwingende Handlung kann auf vorherige Androhung im Wege der Ersatzvor-
nahme vorgenommen werden.

(3)  Das Zwangsgeld und die Kosten der Ersatzvornahme werden im Verwaltungszwangs-
verfahren beigetrieben.

§ 12
Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig gemäß § 6 Abs. 7 der Gemeindeordnung für das Land Sachsen-Anhalt 
in Verbindung mit § 16 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

*  entgegen dem Anschlusszwang nach § 6 sein Grundstück nicht oder nicht fristgerecht an 
die öffentliche Abwasseranlage anschließt,

* entgegen dem Benutzungszwang nach § 6 die öffentliche Abwasseranlage nicht benutzt,
* entgegen § 8 den erforderlichen Antrag bzw. Nachtrag. nicht oder nicht fristgerecht stellt,
*  entgegen § 10 nicht den Anschluss an die öffentliche Fäkalschlammentsorgung vornimmt 

und diese nutzt.
(2)  Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 2.500,00 Euro geahndet wer-

den.
§ 13

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.01.2010 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Abwasseranschlusssatzung 
des WVSO vom 24.11.2004, zuletzt geändert am 20.12.2007, außer Kraft. 

Osterburg, den 15. Dezember 2009 

Schröder
Verbandsgeschäftsführer
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